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	Rechtliche Grundlagen


1. Rechtliche Grundlagen

1.1.1 
Einleitung 
Katastrophen und andere Schadensereignisse treten meist unvorhergesehen auf und sind daher in ihrer Bewältigung nur begrenzt planbar. Und doch haben die Erfahrungen der Vergangenheit eindeutig bewiesen, dass sich eine entsprechende Katastrophenvorsorge im Ernstfall ungemein bezahlt macht. Der Erstellung einer Unterlage, aus der im Krisenfall rasch hilfreiche Informationen, wie z.B. die festgelegte Aufgaben- und Rollenverteilung zwischen Einsatzkräften und Behörde, das richtige strategische Vorgehen der handelnden Personen oder die verfügbaren Ressourcen, zu entnehmen sind, ist dabei von zentraler Bedeutung.

Der vorliegende Katastrophenschutzplan kann für sich naturgemäß nicht den Anspruch erheben, für jedes erdenkliche Schadensereignis die hundertprozentig richtige Lösung parat zu haben, er bietet jedoch das „Handwerkszeug“ für die Lösung der auftretenden Probleme an. Daher sei besonders darauf hingewiesen, dass durch den Bezirkskatastrophenschutzplan keine Bindung der behördlichen Organe an die dargestellten Vorgangsweisen eintreten soll und ein Abgehen davon im Einzelfall durchaus sinnvoll, ja oft sogar notwendig sein wird.

1.1.2 
Die rechtlichen Grundlagen bei „Katastrophen und anderen Schadensereignissen“

Das Bekämpfen von Schadensereignissen, Katastrophen und Unglücksfällen ist in der Österreichischen Rechtsordnung eine sogenannte „Querschnittsmaterie“. Dies bedeutet, dass in verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene Regelungen geschaffen wurden, die nach der Materie differenziert, unterschiedliche Behördenzuständigkeiten festlegen. Es ist daher bei Auftreten eines Schadensereignisses aus rechtlicher Sicht vorweg die wichtigste Aufgabe herauszufinden, welche Verwaltungseinheit behördlich zuständig ist.

Erst danach dürfen Anordnungen durch die einzelnen Verwaltungsorgane getroffen werden. Das Ausleuchten der einzelnen behördlichen Zuständigkeiten soll unter Punkt 1.2 erfolgen. 

Die Umsetzung der von der zuständigen Behörde getroffenen Anordnungen erfolgt durch die Einsatzkräfte, wie z.B. Polizei, Feuerwehr, Rettung etc. 

Die in diesem „operativen Teil“ tätigen Einsatzkräfte sind je nach Lage des Falles an die erteilten Weisungen bzw. Anordnungen des zuständigen behördlichen Organes gebunden. Diese Weisungsbindung ist vom Gesetzgeber von Fall zu Fall, in unterschiedlicher Weise geregelt und wird unter Punkt 1.2 ausgeführt.

1.2 Behördenzuständigkeiten 
1.2.1 
Zuständigkeit aufgrund verschiedener Materiengesetze :

Vorweg ist – wie oben schon ausgeführt – bei jedem Unglücksfall zu prüfen, ob das notwendige Vorgehen durch ein eigenes Gesetz – einem sogenannten Materiengesetz - geregelt ist. Die häufigsten Schadensereignisse in diesen Bereichen sind etwa:

1. Unfälle mit Mineralölprodukten und Chemikalien, wenn diese mit der Gefahr einer Gewässerverunreinigung verbunden sind. In diesem Fall ist aufgrund des Wasserrechtsgesetzes  die Bezirksverwaltungsbehörde zur Schadensbekämpfung berufen. 

2. Störfällen bei gewerblichen Betriebsanlagen ist nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung ebenfalls von der Bezirksverwaltungsbehörde zu begegnen. 

3. Bei Strahlenunfällen liegt nach dem Strahlenschutzgesetz die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde und des Landeshauptmannes vor.

In allen diesen aufgezählten Fällen liegt keine unmittelbare Zuständigkeit des Bürgermeisters bzw. von anderen Gemeindeorganen vor. Ihre Zuständigkeit könnte sich allerdings bei einer Ausweitung der Gefahrenlage (z.B. Rettung von verletzten Menschen) ergeben.
1.2.2 Brände:

Für den Bereich von Bränden ist rechtlich zu unterscheiden, ob es sich dabei um einen Waldbrand oder um einen sonstigen Brand handelt:

o 
Für Waldbrände ist gemäß dem Forstgesetz 1975 die Zuständigkeit des Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung gegeben. Der Bund hat jedoch im § 42 des Forstgesetzes 1975 den Landesgesetzgeber ermächtigt, Waldbrände gesetzlich zu regeln. Für die Bekämpfung von Waldbränden, die kein überörtliches Ausmaß erreichen, ist der Bürgermeister gemäß der Gefahrenpolizei- und Feuerpolizeiordnung 2000 zuständig. Überörtliche, das heißt z.B. zwei Gemeinden betreffende Waldbrände, liegen in der Zuständigkeit der Bezirkshauptmannschaft. Über den Verwaltungsbezirk hinausgehende Waldbrände unterliegen der Zuständigkeit des Landeshauptmannes.

Zum Unterschied von „anderen Bränden“ ist die Bekämpfung von Waldbränden eine Angelegenheit des übertragenen Wirkungsbereiches der Gemeinde. Die Kostentragung bei Waldbränden ist im § 51 Gefahrenpolizei-  und Feuerpolizeiordnung 2000 geregelt.

o 
Die Bekämpfung sonstiger Brände fällt in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Brandkatastrophen – d.h. über die Gemeinde hinausgehende Schadensereignisse – fallen in die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde bzw. in jene der Landesregierung, wenn sie über den Verwaltungsbezirk hinausgehen.

Bei allen Bränden kommen dem zuständigen Organ bestimmte Befugnisse zu. Dazu gehören etwa

a) das Recht, den Zutritt zum Einsatzbereich samt Zu- und Abfahrten zu verbieten (§ 38 Gefahrenpolizei- und Feuerpolizeiordnung 2000);

b) das Recht, die Räumung von Gebäuden zu verfügen, wenn dies zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen notwendig ist (§ 38 leg.cit.)
c) das Recht, fremde technische Hilfsmittel (Geräte) sowie alle zur Hilfeleistung tauglichen Personen zur Brandbekämpfung heranzuziehen (§§ 4, 39 leg.cit.).
1.2.3 Andere Schadensereignisse: 
Andere Schadensereignisse, wie z.B. Überschwemmungen, Vermurungen, Lawinenabgänge, Versorgung von in ab- bzw. eingeschlossenen Gebieten aufhältigen Personen liegen in der Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeit des Landes. Dabei ist hinsichtlich der Behördenzuständigkeit zu unterscheiden, ob es sich um Katastrophen im Sinne des Kärntner Katastrophenhilfegesetzes 1980 (§ 1) oder um örtliche Gefahren im Sinne des § 2 der K-​GFPO 2000 handelt:

Der Gesetzgeber definiert die Abgrenzung nicht genau. Schadensfälle, die sich auf das Gemeindegebiet beschränken und die von der Gemeinde durch ihre eigenen Einrichtungen, Aufgebote gem. § 4 K-GFPO 2000 (das sind z.B. zur Gefahrenbekämpfung „verpflichtete Privatpersonen“) und „Freiwillige Feuerwehren“ erfolgreich bekämpft werden können, sind von der Zuständigkeit des Bürgermeisters umfasst. Alle jene Unglücksfälle, die über das Gemeindegebiet hinausreichen oder die nicht mehr von der Gemeinde mit eigenen Mitteln beherrscht werden können, gelten daher als Katastrophen im Sinne des Katastrophenhilfegesetzes 1980 und liegen in der Kompetenz des Bezirkshauptmannes. In diesen Fällen besteht jedoch für den Bezirkshauptmann die Möglichkeit, dem Bürgermeister die örtliche Einsatzleitung im Gemeindegebiet für bestimmte Maßnahmen zu übertragen.

Sowohl das Katastrophenhilfegesetz 1980 als auch die K-GFPO 2000 schließen Maßnahmen der Prävention aus, d.h. es dürfen keine Vorkehrungsmaßnahmen zur Verhinderung von Schadensereignissen gesetzt werden. Im Interesse der Allgemeinheit wird man die „örtliche Gefahr“ im Sinne des § 2 K-GFPO 2000 bzw. die Katastrophe gemäß § 1 Katastrophen​hilfegesetz extensiv auslegen müssen.

So wird man z.B. davon ausgehen können, dass ein bereits Hochwasser führender Fluss, eine drohende Verklausung eines Flusses oder ein drohender, jederzeit möglicher Abgang einer Lawine oder Mure ein bereits eingetretenes Elementarereignis bzw. eine existente örtliche Gefahr darstellt und ein Vorgehen nach den entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen rechtfertigt.  

Die Umsetzung von behördlichen Anordnungen des zuständigen Organes erfolgt „bescheidlos“. Dies bedeutet, dass die Maßnahmen durch „unmittelbare Befehls- und Zwangsgewalt“ der Einsatzkräfte in Geltung gesetzt werden. Dem Betroffenen kommt daher ‑ anders als bei Erlassung von Bescheiden – kein förmliches Rechtsmittel zu, das die Maßnahme vorerst hinausschiebt. Es steht ihm jedoch offen, im Nachhinein Beschwerden an den Unabhängigen Verwaltungssenat wegen rechtswidriger Setzung der faktischen Amtshandlung zu erheben. 

Die Möglichkeit für das Behördenorgan, ohne Bescheid unmittelbare Befehls- und Zwangsgewalt auszuüben, bedeutet nicht, dass die Anordnung ohne geeignetes Ermittlungsverfahren erfolgen dürfte. Es ist daher der Hinweis besonders wichtig, dass die Herren/Frauen Bürgermeister faktische Amtshandlungen, wie z.B. das zwangsweise Räumen von Häusern bei drohenden Muren, erst dann setzen, wenn die Gefahrenlage „objektiv“ gegeben ist. Dies bedeutet, dass beim vorliegenden Beispiel die Einholung eines Fachgutachtens unabdingbar ist, das zweckmäßigerweise in Form einer Niederschrift dokumentiert werden sollte. 

Alle behördlichen Anordnungen dürfen lediglich im „unbedingt notwendigen Ausmaß“ verfügt werden. Dies bedeutet, dass „überschießende Anordnungen“ rechtlich nicht gedeckt und möglicherweise  haftungsbegründend sind.

1.3 Stellung der Einsatzorganisationen im Schadensfall
1.3.1 Rettungsorganisationen:
Eine gesetzliche Bindung der Rettungsorganisationen an Weisungen der Katastrophen​behörden existiert – anders als in vielen Bundesländern – im Rechtsbereich des Landes Kärnten nicht. Es entspricht jedoch ständig geübter und bewährter Praxis, dass sich die Koordinationskompetenz der Behörden auch auf diese Einrichtungen erstreckt.
1.3.2 Feuerwehr:
Wird in einem Schadensfall die Feuerwehr herangezogen, so ist sie an die Anordnungen der zuständigen Behördenorgane gebunden. Dies ist bei örtlichen Gefahren der Bürgermeister, bei Katastrophen der Bezirkshauptmann, bei Katastrophen, die über den Verwaltungsbezirk hinausgehen, die Landesregierung bzw. bei überregionalen Waldbränden der Landeshauptmann. Die Anordnungen werden über den zuständigen Feuerwehr​kommandanten, d.h. Ge​meindefeuerwehr​kommandanten, Bezirksfeuerwehr​kommandanten oder Landesfeuerwehr​kommandanten umgesetzt. 
1.3.3 Bundesheer:
Unter der Voraussetzung, dass bei einer Katastrophe die „zivilen Kräfte“ (Polizei, Feuerwehr, Bergrettung, Rotes Kreuz etc.) nicht mehr zur Schadensbehebung bzw. Gefahrenabwehr ausreichen, kann unter anderem vom Bezirkshauptmann oder Bürgermeister über die LAWZ das Bundesheer zur sogenannten „Assistenzleistung“ herangezogen werden. In diesem Fall sind die eingesetzten Truppen und Soldaten Vollzugsorgane der Behörde.
1.3.4 Bundespolizei:
Die Organe der Bundespolizei sind bei der Bewältigung von Katastrophen bzw. bei anderen Schadensereignissen ausschließlich an Anordnungen und Weisungen der Bezirksver​waltungs​behörde bzw. der ihr übergeordneten Sicherheitsbehörden gebunden. Ein Weisungsrecht des Bürgermeisters an Organe des Bundespolizeikommandos ist nicht vorgesehen.

Das Sicherheitspolizeigesetz 1991 hat erstmals für die Organe der Bundespolizei die „Erste allgemeine Hilfeleistungspflicht“ im § 19 festgeschrieben. Nach dieser Bestimmung haben sie bei Unglücks- und Schadensereignissen die Gefahrenquelle festzustellen und für unaufschiebbare Hilfe zu sorgen. Sobald die zuständige Behörde einschreitet, endet die „Erste allgemeine Hilfeleistungspflicht“ der Bundespolizei automatisch.

1.4 Allgemeines:

Der zum Teil sehr sensible Bereich der Bindung der Einsatzkräfte an Anordnungen der Behörde zeichnet sich durch einen durchgehenden Grundsatz aus: Das „Was“ wird von der Behörde angeordnet und das „Wie“ obliegt der Einsatzorganisation in Eigenverantwortung. Konkret bedeutet dies, dass die Umsetzung von Anordnungen der Behörde – d.h. der gesamte operative Teil – von den Einsatzorganisationen selbständig durchzuführen ist.

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

siehe III. Rechtliche Grundlagen – Auszüge

Inhaltsverzeichnis
ALLGEMEINE RECHTSGRUNDLAGEN
1.1 
Bundesverfassungsgesetz – B-VG 

1.2 
Landesverteidigungsplan 

1.3 
Katastrophenhilfegesetz - K-KHG 

1.4 
Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung - K-AGO 

1.5 
Wehrgesetz 2001 – WG 2001 

1.6 Kärntner Feuerwehrgesetz

1.7 Gefahrenpolizei- und Feuerpolizeiordnung 2000, K-GFPO 
1.8 
Kärntner Straßengesetz 1991 - K-StrG 

1.9 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960 

1.10 
Wasserrechtsgesetz 1959 - WRG 1959 

1.11 
Sicherheitspolizeigesetz - SPG 

1.12 
Gemeindewasserversorgungsgesetz 1997 - K-GWVG 

1.13 
Energielenkungsgesetz 1982

1.14 
Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 

1.15
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1997

SANITÄTSRECHTSGRUNDLAGEN

2.1 Landesverteidigungsplan 

2.2 
Strahlenschutzgesetz 

2.3 
Epidemiegesetz 1950 

2.4 
Lebensmittelgesetz 1975 

2.5 Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz K-RFG

2.6 Ärztegesetz (Leitender Notarzt) BGBl. 169/1968

2
DURCHFÜHRUNGSANORDNUNGEN DER KÄRNTNER LANDESREGIERUNG
2.1 Bereitschafts- und Sachverständigendienste des Amtes der Kärntner Landesregierung

Zur Unterstützung der Einsatzleiter vor Ort bzw. zur Koordination der Einsatzkräfte wurden Alarmpläne für die Bereitschaftsdienste bzw. Alarmverzeichnisse der Sachverständigen des Landes in den Einsatzleitrechner der Landesalarm- und Warnzentrale eingespeichert. Diese können direkt über die Landesalarm- und Warnzentrale durch Behörden und Einsatzkräfte zur Hilfestellung angefordert werden.

· Bereitschaftsdienste (Anforderung rund um die Uhr über die LAWZ)
· Abteilung 1 – Landesamtsdirektion

· Abteilung 15 (Umweltschutz - Umweltchemie)

· Abteilung 15 (Umweltschutz - Luftreinhaltung, Umwelttechnik)

· Abteilung 12 (Sanitätswesen - Lebensmittelinspektion – Integrierter Sanitätsdienst)

· Abteilung 10V (Veterinärwesen - Tierärzte)
· Sachverständige des Landes (Anforderung über die LAWZ)

für:
Arbeitsinspektorrat 



Eisenbahn-, Seilbahn- u. Luftfahrtsrecht 



Fischereiinspektoren 



Flüchtlingswesen 



Flugzeugunfälle 



Forstwesen

Geologen

Hochbau

Hochwasser-Wasserbautechniker

Lawinenwarndienst

San-Direktion- Sanitätswesen, Umweltmedizin und Sanitätsvorsorge

Seilbahn- und Liftunfälle

Sprengbefugte 

Strahlenphysiker

Strahlenschutz Rechtskundiger Dienst

Straßenbau Techniker

Verkehrsrecht

Veterinärwesen

Wasserrechtlicher Dienst

2.2 Assistenzanforderung Bundesheer

1. Wenn gleich die Kernaufgabe des Bundesheeres die militärische Landesverteidigung ist, besteht auf Grund der rechtlichen Vorgaben der Bundesverfassung, des Wehrgesetzes, des Strahlengesetzes und nicht zuletzt des Kärntner Katastrophenhilfegesetzes die Verpflichtung, im Falle einer Katastrophe oder eines Unglücksfalles außergewöhnlichen Umfangs Hilfe zu leisten. Dadurch wird der unbestreitbare und für die Gesellschaft zwingend erforderliche Friedensnutzen des Österreichischen Bundesheeres dokumentiert. 

2. Ein Assistenzansuchen an das Bundesheer ist erst dann zulässig, wenn eine weitere Abwendung der Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Bevölkerung ohne Mitwirkung des Bundesheeres nicht möglich ist und die zivilen Ressourcen bereits vollständig ausgeschöpft sind. Dieses Ansuchen hat den Zweck, den voraussichtlichen Umfang an Hilfskräften und die wahrscheinliche Dauer des Einsatzes und jene Umstände, weshalb die zugrunde liegende Aufgabe nur unter Mitwirkung des Bundesheeres erfüllt werden kann, zu beinhalten. Darüber hinaus gehende Informationen über den Schadensort und die bereits eingesetzten Kräfte sowie die Angabe einer Ansprechperson vor Ort mit Telefonnummer sind wesentliche Parameter zur raschen Lagebeurteilung und Entsendung der militärischen Kräfte. 

3. Die Organe des Bundes, der Länder und Gemeinden sind berechtigt, eine Assistenz​anforderung an das Bundesheer zu richten. Alle Anforderungen eines Assistenzeinsatzes müssen an die Landesalarm- und Warnzentrale gerichtet werden. Von dieser aus werden sodann die erforderlichen Maßnahmen gesetzt, um rasch Hilfe vor Ort zu bringen.

4. Einer Assistenzanforderung ist durch das Bundesheer stets nachzukommen. Sie ist jedoch zu verweigern, wenn die Anforderung von einer unzuständigen Stelle eingebracht wurde, die Ausführung dem Strafgesetz widersprechen würde, ein anderer Zweck als die Schadensabwehr begehrt wird oder die Kräfte für einen Einsatz im Rahmen der militärischen Landesverteidigung oder für einen sicherheitspolizeilichen Einsatz benötigt werden. 

5. Die Leitung des Katastropheneinsatzes hat durch die zivile Behörde zu erfolgen, die Soldaten sind als deren Vollzugsorgane an die Anordnungen gebunden. Die Befehlsgebung innerhalb der militärischen Einheit erfolgt jedoch ausschließlich durch den militärischen Kommandanten. 

6. Die Assistenzleistung wird beendet, wenn es die Behörde verfügt, wenn der Auftrag vollständig erfüllt wurde, wenn nachträglich ein Verhinderungsgrund auftritt oder wenn die Truppen zu einem Einsatz zur militärischen Landesverteidigung oder zu einem sicherheitspolizeilichen Einsatz abgezogen werden müssen.

7. Jegliche andere Anforderung zu einem anderen Zweck als der unmittelbaren Schadensab​wehr oder zur Wiederherstellung des staatlichen und wirtschaftlichen Lebens kann nur durch eine kostenpflichtige Unterstützungsleistung erfüllt werden. 

2.3 Assistenzanforderung des Bundesheerhubschraubers

Nach § 7 Abs. 3 des Katastrophenhilfegesetzes, LGBl. Nr. 66/1980, ist vor Inanspruchnahme des Bundesheeres gem. § 2 Abs. 2 des Wehrgesetzes 2001 durch die Bezirksverwaltungs​behörden die Landesregierung zu hören.

Auf Grund des Alarmplanes der Kärntner Landesregierung ist die Landesalarm- und Warnzentrale nunmehr auch einzige Anlaufstelle für die Anforderung des Bundesheer​hubschraubers. Um bei Anlassfällen möglichst rasch den Einsatz des Bundesheer​hubschraubers zu ermöglichen, wird für diese Assistenzanforderung folgende Vorgangsweise festgelegt:

1. Bei der Anforderung eines Bundesheerhubschraubers ist der Bereitschaftsdienst der Abteilung 1 - Landesamtsdirektion unverzüglich zu verständigen. 

2. Mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung – Kommando Luftstreitkräfte (Kdo LuSK) und dem Hubschrauber​stützpunkt Klagenfurt ist telefonisch eine Vorabklärung des Assistenzeinsatzes durchzuführen. 

3. Nach Einlangen des Assistenzanforderungsschreibens ist dieses an das Bundes​ministerium für Landesverteidigung – Kdo LuSK weiterzuleiten. Im Falle von mündlicher (telefonischer) Anforderung hat die LAWZ das vorgesehene Formblatt zu verwenden. 

4.
Bei Gefahr in Verzug kann die Verständigung des Bereitschaftsdienstes der Abteilung 1-Landesamtsdirektion nachgeholt werden. 
2.4 
Assistenzanforderung des Bundesheeres zur Tierkadaverbergung
Aufgrund der bundesverfassungsrechtlichen (Art 79 Abs. 2 Z 2 B-VG) sowie der einfach​gesetzlichen Bestimmungen (§ 2 Abs. 1 lit. c WehrG, § 33 der ADV) kann das Bundesheer bei Elementarereignissen und Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges zur Hilfeleistung (Assistenz) herangezogen werden, als die gesetzmäßige zivile Gewalt die Mitwirkung des Bundesheeres in Anspruch nimmt, sofern sie ohne Mitwirkung des Bundesheeres diesen Zwecken nicht zu entsprechen vermag.

I.

Die Bergung von Tierkörpern erfüllt die Voraussetzungen der Inanspruchnahme der Assistenzleistung des Österreichischen Bundesheeres nur dann, wenn nicht der Tierbesitzer selbst zur Bergung verpflichtet ist und der Bürgermeister jener Gemeinde, in der der Fallort gelegen ist, unter Beiziehung seiner Hilfskräfte (wie z.B. der Freiwilligen Feuerwehr) außer Stande ist, diese durchzuführen.

Überdies müssen für eine Assistenzleistung des Österreichischen Bundesheeres zur Bergung von Tierkörpern folgende Voraussetzungen vorliegen:

a)
Der Fallort liegt in einem wasserrechtlich besonders geschützten Gebiet.

Außerhalb eines wasserrechtlich besonders geschützten Gebietes kommt eine solche Bergung nur dann in Betracht, wenn 

aa)
die Kontamination eines sonstigen Gewässers zu befürchten ist, 


oder

bb)
eine konkrete Gesundheitsgefahr für Mensch oder Tier, insbesondere Seuchengefahr besteht.

b)
Die Unzugänglichkeit des Fallortes für andere Transportmittel ist gegeben.

Die umschriebenen Voraussetzungen liegen bei Lebendtierbergungen ausnahmslos nicht vor.

II.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Punkt I. hat der Bürgermeister vor der Anforderung einer Assistenzleistung durch das Österreichische Bundesheer mit dem örtlich zuständigen Amtstierarzt jedenfalls  nachstehende Abklärungen durchzuführen:

1. Kontaktaufnahme mit der Tierkörperentsorgungsgesellschaft (TKE) zwecks Bestimmung des Abholortes für den/die geborgenen Kadaver. 

2. Angaben zum Fallort im Hinblick auf etwaige Lage in einem wasserrechtlich besonders geschützten Gebiet gemäß Punkte I. a und b.

Liegt der Fallort in einem wasserrechtlich besonders geschützten Gebiet hat der beigezogene Amtstierarzt den örtlich zuständigen  Amtsarzt zu verständigen.

Die Anforderung der Assistenzleistung erfolgt sodann durch den Bürgermeister im Wege der Landesalarm- und Warnzentrale. Diese hat in jedem Fall das Einvernehmen mit dem bei der Abteilung 1 - Landesamtsdirektion eingerichteten Bereitschaftsdienst herzustellen.

III.

Der gegenständliche Erlass ”Assistenzanforderung des Bundesheeres - Bergung von Tierkörpern mittels Hubschrauber” tritt an die Stelle des Erlasses des Landesamtsdirektors vom 10. März 1995, Zahl: LAD-KL-277/11/1995.
2.5 Auslösung der Zivilschutzsignale

1.1. Bei Gefahr in Verzug sind die Bediensteten der Landesalarm- und Warnzentrale nach Verifizierung der Meldung grundsätzlich ermächtigt, die Zivilschutzsignale („Warnung - Alarmierung - Entwarnung“) auszulösen. 

1.2. Vor Auslösung der Zivilschutzsignale ist in der Zeit von 6.00 Uhr bis 20.00 Uhr mit dem ORF-Landesstudio Kärnten (Nebenstellenleitung) bzw. in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr mit dem ORF-Studio Wien bezüglich der Rundfunkdurchsage Kontakt aufzunehmen.

1.3. Der Bereitschaftsdienst der Abteilung 1 - Landesamtsdirektion ist unverzüglich von der Auslösung der Zivilschutzsignale zu benachrichtigen und im Bedarfsfall einzuberufen.

1.4. In allen anderen Fällen ist vor Auslösung der Zivilschutzsignale mit dem Bereitschaftsdienst der Abteilung 1 - Landesamtsdirektion Kontakt aufzunehmen. Dieser wird nach Kontaktaufnahme mit Herrn Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor oder deren Vertreter die weiteren Maßnahmen festlegen.

	Einsatzteil


1 Grundsätzliches
1.1 Mögliche Bedrohungen des öffentlichen und privaten Lebens (Bedrohungsbild als Begründung des Landeskatastrophen​schutzplanes)
Grundsätzlich kann die Bevölkerung Kärntens über alle notwendigen Grundlagen als Voraussetzung für ein reibungsloses Funktionieren der menschlichen Gesellschaft sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich verfügen.
Als die wesentlichsten Grundlagen müssen hierbei angesprochen werden:
· Funktionalität der Energieversorgung (Strom, Brennstoffe, etc.) sowohl in qualitativer als auch quantitativer Hinsicht

· ausreichende und kontinuierliche Versorgung mit einwandfreiem Trinkwasser

· ausreichende und kontinuierliche Versorgung mit Lebens- und Genussmitteln

· Funktionalität der Abwasser- und Abfallentsorgung
· geregelte und kontinuierlich sichergestellte öffentliche Ordnung und Sicherheit durch klar strukturierte Exekutive und Gerichtsbarkeit
· klar geregelte und kontinuierlich sichergestellte Bundes- und Landesverwaltung durch demokratisch gewählte Regierungsvertreter sowie funktionsfähig gestaltete Gemeinde-, Landes- und Bundesverwaltungsbehörden
· sichergestellte uneingeschränkte Freiheitsrechte des einzelnen Bürgers ohne Verletzung der Rechte eines anderen durch Vorhandensein entsprechender Regelungen für den Ablauf des öffentlichen und privaten Lebens innerhalb der menschlichen Gesellschaft
· bestehende Vorkehrungen für Hilfsmaßnahmen in aufbau- und ablauforganisatorischer Hinsicht gegen Störungen des öffentlichen und privaten Lebens aller Art
Diese Grundlagen sind im Normalfall ohne Einschränkung vorhanden. Manche Ereignisse des täglichen Lebens jedoch bringen Beeinträchtigungen mit sich und führen dazu, dass die Grundlagen örtlich und zeitlich begrenzt nur eingeschränkt oder gar nicht mehr zur Verfügung stehen. Das tägliche und gewohnte private aber auch öffentliche Leben wird beeinträchtigt und erzwingt so die Anwendung von Maßnahmen zur Abwehr bzw. Beseitigung dieser Einschränkungen. Oftmals ist dadurch entweder als direkte oder indirekte Folge das Leben oder die Gesundheit der Bevölkerung (und nicht nur eines Einzelnen) bedroht, und somit der gesamte Verwaltungsapparat aller Ebenen sowie die politisch verantwortlichen Funktionen der Gemeinden, Bezirke und des Landes gefordert, die normale Funktionalität des öffentlichen und privaten Lebens wieder herzustellen.
Bedrohungen sind insbesondere gegeben durch:
· Verkehrsunfälle aller Art und die allenfalls davon ausgehende ökologische Verschmutzung der Umwelt sowie die Gefahr für die Gesundheit und das Leben der Bevölkerung 

· Brände in Wohn- oder Industrieanlagen sowie in den bewaldeten Gebieten Kärntens 

· Gesundheitsgefährdungen durch eingeschleppte oder im eigenen Land aufgetretene Infektionserreger (Seuchen) oder durch Tierkadaver in Wasserschutzgebieten oder sonstige Gefährdungen 

· Gefahren und Schäden durch Hochwasser, durch Hang- oder Straßenrutschungen und Vermurungen infolge intensiver Regenfälle, durch extreme Windverhältnisse sowie durch extreme winterliche Verhältnisse 

· Unglücksfälle in Industrieanlagen mit Freisetzen gesundheitsgefährdender Stoffe  

· Störungen und Unterbrechungen in der Energie- und Trinkwasser - sowie der Lebensmittel- und Genussmittelversorgung

· Gefahren und Schäden infolge Erdbeben in oder außerhalb des Landes Kärnten

· Gefahren und Schäden infolge von Kernkraftwerksunfällen im benachbarten Ausland

· Beeinträchtigungen des öffentlichen Lebens durch die Auswirkungen einer Krise im benachbarten Ausland (insbesondere Bewältigung einer hohen Anzahl an Flüchtigen)

· Störungen der öffentlichen Ordnung und inneren Sicherheit und/oder der öffentlichen Verwaltung durch Kriminalität und Terror 

· Verletzung der Souveränität Österreichs durch fremde militärische Kräfte

Bei bereits stattgefundenem Ereignis kann immer von einer Krise gesprochen werden, wobei das Ausmaß dieser Krise natürlich von der Art des Ereignisses und der räumlich und zeitlichen Ausdehnung des Schadensortes abhängig ist. Für die Bewältigung der Krise ist daher ein räumlich und zeitlich darauf abgestimmtes Zusammenwirken der Hilfsmaßnahmen aller Beteiligten erforderlich.

Für ein auf ein Gemeindegebiet beschränktes Ereignis wird im Regelfall mit den Kräften der Gemeinde das Auslangen zu finden sein, bei einem größeren Ereignis (über die Gemeinde- bzw. Bezirksgrenze hinausgehend) werden auch andere durch die Bezirkshauptmannschaft oder das Amt der Kärntner Landesregierung koordinierte Kräfte zum Einsatz kommen müssen.

Um nun bereits präventiv gegen diese möglichen Bedrohungen entgegenwirken bzw. bei Eintritt des Ereignisses rasch die entsprechenden Abwehr- und Hilfsmaßnahmen setzen zu können, wurde seitens der Kärntner Landesregierung ein Krisenmanagement entwickelt und aufgebaut, welches durch die entsprechenden finanziellen, personellen und materiellen Ausstattungen in die Lage versetzt werden muss, dem Ziel ”die Bevölkerung Kärntens vor solchen Bedrohungen zu schützen bzw. bei bereits bestehender Bedrohung raschest möglich den Normalzustand wieder herstellen zu können” entsprechen zu können.

1.2 Aufbau des Krisenmanagements des Landes Kärnten (Darstellung der Grundstruktur)

Das Krisenmanagement des Landes Kärnten ist grundsätzlich hierarchisch und im Sinne des Subsidiaritätsprinzips aufgebaut. Entsprechend der Bedrohungssituation und der in den verschiedenen Gesetzen klar geregelten Zuständigkeit für die Krisenbewältigung ist das Krisenmanagement in mehreren Ebenen aufgebaut.

Für die Bewältigung einer kleineren Krise (Schadensereignis innerhalb einer Gemeinde) ist grundsätzlich der Bürgermeister der betroffenen Gemeinde bzw. der zuständige Bezirkshauptmann im Zuge seiner gesetzlichen Verpflichtungen mit Unterstützung der Bereitschafts- und Sachverständigendienste der Landesverwaltung verantwortlich. Der Bürgermeister wird sich hierbei im Regelfall der örtlichen Feuerwehrkräfte bedienen.  

In solchen Fällen wird daher das Krisenmanagement im Zuge des ”Normablaufes” auf der Gemeindeebene bzw. Bezirksebene abgewickelt werden. Ein Hochfahren der nächsthöheren Ebene sowie die Einberufung der Krisenstäbe wird in den meisten Fällen nicht erforderlich sein. 

Jedoch ist die Information der Bereitschaftsdienste der Landesverwaltung durch den örtlichen Einsatzleiter im Wege der LAWZ immer sicherzustellen. Die Bereitschaftsdienste haben in ihrem Bereich zu veranlassen, dass die politischen und/oder beamteten Entscheidungsträger verständigt werden.

Erst bei einem größeren Ereignis (räumliches, zeitliches Ausmaß oder wenn die eigenen Einsatzmittel nicht ausreichen) werden die nächsthöheren Ebenen je nach Bedarf bis auf die gesamte Stärke des Krisenmanagements gemäß unten stehender Abbildung tätig werden müssen. Die endgültige Stärke der einzelnen Krisenstäbe wird hier durch den Verantwortlichen (Bürgermeister, Bezirkshauptmann und Landeshauptmann bzw. in dessen Namen der Landesamtsdirektor oder der Bereitschaftsdienst der Abteilung 1 - Landesamtsdirektion) in Abhängigkeit vom Schadensereignis festzulegen sein.
In der Gesamtübersicht ergibt sich daher für das Krisenmanagement des Landes Kärnten folgende Aufbauorganisation:
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Das Krisenmanagement des Landes Kärnten besteht grundsätzlich aus folgenden handelnden Personen und Organisationen:
	Landesebene:
	· Landeshauptmann - sachlich zuständiges Regierungsmitglied

	
	· Landeskoordinationsausschuss

	
	· Landeskrisenstab

	
	· Kriseninterventionsteam

	Bezirksebene:
	· Bezirkshauptmann (soweit betroffen)

	
	· zuständige Bezirkskrisenstäbe (bzw. 
Bezirkskoordinations​ausschuss)

	
	

	Gemeindeebene:
	· Bürgermeister (soweit betroffen)

	
	· zuständige Gemeindekrisenstäbe

	
	· Einsatzleiter der Einsatzkräfte

	
	· Einsatzkräfte


Der Landeshauptmann mit dem Amt der Kärntner Landesregierung bzw. das sachlich zuständige Regierungsmitglied ist gesetzlich verpflichtet, bei allen Anlassfällen des Landeskrisenmanagements die entsprechenden Maßnahmen zur Abwehr der Gefahr für die Kärntner Bevölkerung zu treffen. Hierbei bedient er sich der hierarchisch angeordneten Organisation des Krisenmanagements des Landes, der Bezirke und der Gemeinden.  
Der Landeskoordinationsausschuss (LaKooAussch) hat folgende allgemeine Aufgaben:
· Beurteilung der Lage auf Grund der Unterlagen des Landeskrisenstabes 

· Informationsaustausch zwischen den einzelnen Behördenleitern 

· Beratung des Landeshauptmannes über Maßnahmen der ULV 

· Entscheidungsvorbereitung für den LH 

· Entscheidungsfindung und Auftragserteilung an den Landeskrisenstab 

Der Landeskrisenstab hat folgende allgemeine Aufgaben:

· Bearbeitung und Erstellung des Basismaterials (Grundlagen wie z.B. Karteien, Übersichten gesetzliche Grundlagen, Stärkeübersichten, vorbereitende Planungen) vor einem Einsatz  

· Erfassung der Katastrophenlage durch Lagefeststellung und -darstellung sowie ständige Aktualisierung 

· Beurteilung der Lage 

· Erarbeitung von Entscheidungsvorschlägen für den Leiter des Krisenstabes bzw. für den Vorsitzenden des LaKooAussch 

· Umsetzung der Entscheidungen des Leiters des Krisenstabes 

· Laufende Dokumentation der Ereignisse und Entscheidungsprozesse 

· Sicherstellen eines Dauerbetriebes

Wenn der LaKooAussch und der Landeskrisenstab noch nicht einberufen wurden, werden diese Aufgaben durch den Bereitschafts- und die Sachverständigendienste des Amtes der Kärntner Landesregierung wahrgenommen.
Manche Großschadensereignisse und Katastrophenfälle erfordern bereits am Schadensort Maßnahmen der Einsatzleitung, welche über die bloße Rettung von Menschenleben und Sachgütern hinausgehen. Zu diesen Maßnahmen gehört auch eine rasch einsetzende psychologische Betreuung von Opfern und deren Angehörigen zur Verhütung von Spätfolgen (posttraumatische Belastungsstörung). Diese Maßnahme hat räumlich und zeitlich von unmittelbaren Sofortmaßnahmen getrennt zu erfolgen. Zur Bewältigung dieser Aufgabe steht der Einsatzleitung ein Kriseninterventionsteam zur Verfügung.

Die eingesetzten Hilfskräfte haben für die psychologische Betreuung ihrer Mitglieder selbst zu sorgen. In Ausnahmefällen können nach Maßgabe der vorhandenen Ressourcen Mitglieder des Kriseninterventionsteams durch den Einsatzleiter in Koordination mit den RK – Bezirksstellen zugeteilt werden.

Das Kriseninterventionsteam besteht aus ausgebildeten und befähigten Personen, die zur ersten psychologischen Betreuung von Opfern und deren Angehörigen herangezogen werden können.

Grundsätzlich ist die Medienbetreuung zur Sicherstellung einer objektiven Berichterstattung mit den im eigenen Bereich ausgebildeten und verfügbaren ”Medienbetreuern” wahrzunehmen. Ab einem Anlassfall, aus dem sich eine Zuständigkeit einer Landesbehörde ergibt, kann der Landespressedienst im Auftrag des Landeshauptmannes die Medienbetreuung übernehmen.

Die grundsätzlichen Aufgaben der Bezirkshauptleute und Bürgermeister entsprechen denen des Landeshauptmannes bezogen auf ihren Wirkungsbereich.

Die grundsätzliche Aufgabe der Krisenstäbe auf Bezirks- und Gemeindeebene ist denen der Landesebene gleichzusetzen, wobei sie sich jedoch auf deren Bezirks- bzw. Gemeindegebiet beschränken.

Für die Lageführung auf Bezirksebene wird im Regelfall durch das zuständige Bezirkspolizeikommando entsprechendes Personal zur Verfügung gestellt.

Auf Gemeindeebene wird die Funktion des Lageführers durch den Bürgermeister zu besetzen sein und dieser hat die Aufgabe der Dokumentation und der Lageentwicklung durchzuführen.
Durch die geregelte Stabsarbeit in den Krisenstäben soll generell erreicht werden:

· Entlastung des Leiters des Krisenstabes (bzw. des LaKooAussch) von Vorarbeiten, Routineerledigungen und administrativem Aufwand 

· lückenlose Dokumentation des Einsatzes und vorausschauende Lagebeurteilung sowie Erarbeitung von Entscheidungsvorschlägen 

· Verbindunghalten zu den Krisenstäben der Bezirkshauptmannschaften oder Gemeinden sowie in Ausnahmefällen zu den Einsatzleitern vor Ort 

· Verbindunghalten zu den zentralen Führungsstellen der eingesetzten Hilfskräfte (Sicherheitsdirektion, Landespolizeikommando, Landesleitstelle des Roten Kreuzes, Militärkommando, etc.)
· selbständige Erledigung (Befehle nur über den Einsatzleiter) von Routine- und Ver​waltungsangelegenheiten
· selbständiger interner und externer Austausch von Information und Beurteilungsbeiträgen zur Sicherstellung eines hohen qualifizierten Informationsstandes über die Gesamtlage
· unbürokratische Servicestelle für Unterstellte
1.3 Normablauf der Krisenbewältigung
Der Normablauf für die Bezirksebene ist dadurch gekennzeichnet, dass der Bezirkskrisenstab nicht einberufen wird, die Krisenbewältigung am Schadens- bzw. Unfallort durch den ”Normfall” der unmittelbaren Hilfe vor Ort, geleitet durch den Bezirks​feuerwehrkommandanten oder den Bezirksrettungskommandanten, abgedeckt werden kann. Je nach Schadensereignis ist die Einbindung der Bereitschafts- und Sachverständigen​dienste des Bezirkes oder der Landesverwaltung möglich, wobei diese meist im direkten Wege der eingesetzten Feuerwehr mit der LAWZ erfolgt.
Der Eintritt eines Ereignisses wird im Regelfall durch einen Betroffenen am Ereignisort einer Leitstelle der Feuerwehr (LAWZ - Notruf 122), der Bundespolizei (Bezirksleitzentrale/ Stadtleitzentrale - Notruf 133 oder 112) oder des Roten Kreuzes (Bezirksleitstelle - Notruf 144) gemeldet, die in weiterer Folge je nach Anlassfall die anderen Einsatzkräfte mitalarmiert und dadurch die notwendigen Hilfsmaßnahmen einleitet.
Die betroffene Gemeinde (Bürgermeister) hat bei Bedarf unverzüglich eine Einsatzleitung vor Ort zu bilden, die alle Hilfsmaßnahmen im Sinne der ”Koordinierten Führung” (Kooperation der vor Ort eingesetzten Einsatzkräfte) umzusetzen hat. Diese wird im Regelfall durch eine ”standardisierte und routinierte” Fachkraft (meist der Feuerwehrkommandant) erfolgen. Auf Grund der derzeitigen gesetzlichen Rahmenbedingungen ist jedoch die Festlegung des Feuerwehrkommandanten als einzigen entscheidungsbefugten Einsatzleiter über alle Einsatzkräfte nicht möglich. Einsatzentscheidungen müssen daher bei Einsatz mehrerer verschiedener Einsatzorganisationen im Konsens aller dieser getroffen werden. Ist ein Konsens nicht herbeiführbar, ist die Entscheidung des behördlichen Führungsstabes einzuholen. Sind weitere Einsatzkräfte erforderlich, erfolgt die Anforderung im jeweils eigenen Wirkungsbereich der „Koordinierten Führung“. Werden Bereitschafts- und/oder Sachverständigendienste der Landesverwaltung benötigt, sind diese über die LAWZ anzufordern.
Der Normablauf der Krisenbewältigung auf Gemeindeebene endet mit der Entscheidung, den Gemeindekrisenstab oder Teile davon einzuberufen. Dies wird im Regelfall dann der Fall sein, wenn die Hilfskräfte vor Ort eine Unterstützung durch die Gemeinde benötigen. Diese Entscheidung wird durch den Bürgermeister oder seinen Stellvertreter erfolgen, wobei er über alle Vorfälle in seiner Gemeinde, die den Einsatz von Einsatzkräften erfordern, zu informieren ist. Vor Entscheidung über die weitere Aktivierung des Krisenmanagements auf Gemeindeebene wird er sich persönlich vor Ort ein Lagebild einholen.  
Anträge um Assistenzleistung des Bundesheeres sind direkt über die LAWZ anzufordern. Die Weiterleitung der Assistenzanforderung an das Militärkommando Kärnten erfolgt durch die LAWZ.
Die Verständigung der Bezirkshauptmannschaft erfolgt über die Bezirksleitzentralen der Bundespolizei.
Der weitere Ablauf dieses Krisenmanagements wird im Punkt 2 Krisenmanagement auf Bezirksebene geregelt.
Der Normablauf lässt sich graphisch wie folgt darstellen:
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1.4 Präventivmaßnahmen des Krisenmanagements
1.4.1 Allgemeines

Um einer Bedrohung schon präventiv entgegenwirken zu können, ist es erforderlich, dass die in diesem Kapitel angeführten Maßnahmen mit allen verfügbaren Mitteln schon jetzt entsprechend vorbereitet sind, dass eine alarmmäßige Aktivierung rasch sichergestellt ist. Grundsätzlich gibt es Maßnahmen der Einsatzeinheiten und jene der Behörden, welche untereinander koordiniert sind.

1.4.2 Zivilschutz

In Österreich ist in Ansehung des Artikel 9a BVG bzw. der Verteidigungsdoktrin unter Zivilschutz die Gesamtheit der Maßnahmen zu verstehen, die in den Anlassfällen den Schutz der Bevölkerung gewährleisten. Er umfasst 

· Einsatzvorsorgen 

· Selbstschutzmaßnahmen 

· Warnung und Alarmierung 

· Behelfschutzmaßnahmen (bzw. Schutzraumbau) 

· sonstige behördliche Maßnahmen wie insbesondere Sanitätsvorsorgen, veterinär​medizinische Vorsorgen und Strahlenschutz

Dem Hilfs- und Rettungswesen kommt in den Anlassfällen besondere Bedeutung zu. In Anbetracht der erhöhten Anforderungen werden für die entsprechenden Einsatzvorsorgen folgende Kriterien erfüllt:

· einheitliche Leitung 

· überörtliche Organisation 

· ausreichende personelle Besetzung 

· entsprechende materielle Ausrüstung 

· Möglichkeit von Leistungsanforderungen
Durch das im Teil „Rechtsgrundlagen“ zitierte Katastrophenhilfegesetz wird der Einsatz der Hilfsorganisationen geregelt, einheitliche Einsatzleitungen festgelegt und beinhaltet Bestimmungen für notwendige Leistungsanforderungen. Die Ausbildung der Einsatzkräfte wird durch die Hilfs- und Rettungsorganisationen selbst bzw. an der Zivil- und Katastrophenschutzschule des Bundesministeriums für Inneres vorgenommen. Für eine ausreichende personelle und materielle Ausstattung der Einsatzorganisationen (Kärntner Katastrophenhilfegesetz, Landesfeuerwehrgesetz, etc.) ist vorgesorgt.
Katastrophenschutzpläne liegen sowohl auf Gemeinde-, Bezirks-  und Landesebene auf.
Unter „Selbstschutz“ sind jene Maßnahmen zu verstehen, die ein Mensch in Notstandssituationen zu seinem eigenen Schutz sowie zum Schutz seiner engeren Umgebung treffen kann oder soll. „Vorbereitetsein“ und „Helfenkönnen“ sind daher die Grundforderungen des Selbstschutzes.
Durch das Bundesministerium für Inneres wurde ein Selbstschutzkonzept ausgearbeitet dessen Grundgedanke es ist, einerseits die große Masse der Bevölkerung über einfache Selbstschutzmaßnahmen zu informieren und andererseits eine ausreichende Anzahl von Personen derart qualifiziert auszubilden, dass sie in Notstandssituationen auf das richtige Verhalten der Bevölkerung Einfluss nehmen und an der Einleitung der erforderlichen Schutz- und Hilfsmaßnahmen mitwirken können. Dem Österreichischen Zivilschutzverband und dessen Landesstellen obliegt die Aufklärung, Werbung und Information für den Selbstschutz.
Der Warn- und Alarmdienst hat die Aufgabe, die Bevölkerung bei Gefahren rasch zu warnen, zu alarmieren und über gewisse Verhaltensweisen zu informieren. Die unmittelbare Warnung und Alarmierung der Bevölkerung erfolgt mittels Sirenen. Dieses System wird sowohl von der Feuerwehr als auch von den Behörden benützt. Es wurden Vorkehrungen getroffen, dass Durchgaben von Meldungen von der Bundeswarnzentrale des Bundesministeriums für Inneres zu der Landesalarm- und Warnzentrale Kärnten und im Bedarf zu den Bezirksalarm- und Warnzentralen oder umgekehrt auf gesicherter Basis erfolgen.
Die Mitwirkung des ORF, der im Bedarfsfall die notwendigen Informationen an die Bevölkerung ausstrahlen soll, ist vorbereitet. Eine 24-stündige Ausstrahlungsmöglichkeit ist sichergestellt.
Das Warn- und Alarmsystem Kärntens umfasst die Sirenen, Relaisstellen, und 8 Bezirksalarm- und Warnzentralen sowie die rund um die Uhr besetzte Landesalarm- und Warnzentrale. Dieses System gewährleistet, dass der Großteil der Kärntner Bevölkerung mit den Alarm- und Warnsignalen erreicht werden kann. Für die Verständigung der davon nicht erreichten Bevölkerungsteile sind andere Meldewege vorgesehen.
Bauliche Schutzvorkehrungen sind einerseits für den wirksamen Schutz der Bevölkerung unerlässlich und andererseits eine wesentliche Voraussetzung für die Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der staatlichen Organe und sonstiger wichtiger Einrichtungen. Der Bauherr ist in Selbstverantwortung angehalten, Schutzräume einzurichten bzw. sonstige Behelfsschutzmaßnahmen zu treffen (bauliche und technische Vorkehrungen, z.B. Teilschutz durch abgedichtete Wohnungen gegen Eindringen von radioaktiv oder chemisch verunreinigter Luft).
1.4.3 Behördliche Vorbereitungen
Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit im Wege einer raschen Alarmierung der Sicherheitsbehörden und deren Exekutivorgane ist durch den Einsatz entsprechender Fernmeldemittel und Alarmanweisungen gewährleistet; zur Information der Bevölkerung sind Vorkehrungen mit dem ORF getroffen.

Die notwendige Koordination der einzelnen Verwaltungsbehörden (Bund, Land und Bezirk) erfolgt durch eigens eingerichtete Krisenmanagements zur Bewältigung von Krisen- bzw. Katastrophenereignissen. Auf Gemeindeebene decken die vorgesehenen Einsatzleitungen, die aufgrund des Kärntner Katastrophenhilfegesetzes eingerichtet wurden, die Bedürfnisse ab.

Die Sicherstellung einer möglichst verzugslosen Kommunikation sowie die Abstimmung aller erforderlichen Maßnahmen ist eine der wesentlichsten Voraussetzung für eine effektive Krisenbewältigung.
Vorsorgen für das Krisenmanagement des Bundes wurden sowohl am Sitze der Bundesregierung in Wien als auch an Ausweichorten getroffen. Im Vordergrund steht dabei die Sicherstellung der Kommunikation und Information. In Analogie zu den Bundesvorsorgen wurden auf Landes- und auf Bezirksebene die Einrichtung von Koordinationsausschüssen und Krisenstäben als Beratungsorgane eingerichtet.
Aufgabe der wirtschaftlichen Krisenvorsorge ist es, die wirtschaftlichen Aktivitäten auch in Krisenzeiten auf einem akzeptablen Niveau zu erhalten. In Österreich werden die Belange des wirtschaftlichen Krisenmanagements in mehreren Gesetzen geregelt. In der Bundesverfassung wird das wirtschaftliche Krisenmanagement unter der Bezeichnung „Wirtschaftliche Landesverteidigung“ im Artikel 9a BVG genannt. In der Verteidigungsdoktrin - einer Empfehlung des Nationalrates an die Bundesregierung - ist festgelegt, dass im Rahmen der wirtschaftlichen Landesverteidigung zur Vermeidung von ökonomischen Störungen und zur Sicherung der Erhaltung der Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirtschaft für Krisenfälle entsprechende Vorsorgen zu treffen sind.

Zu diesen Vorsorgen gehören u.a. das Versorgungssicherungsgesetz, das Lebensmittel​bewirtschaftungsgesetz, das Energielenkungsgesetz und das Erdöl-Bevor​ratungs- und Meldegesetz, wobei sich diese praktisch nur durch die zu lenkenden Produkte unterscheiden. Diese Gesetze sind erst anwendbar im Falle einer unmittelbar drohenden Störung der Versorgung oder zur Behebung einer bereits eingetretenen Versorgungsstörung. Für die Erstmaßnahmen stützen sich die wirtschaftlichen Vorsorgemaßnahmen vor allem auf die Eigenversorgung jedes Einzelnen - sprich HAUSHALTSBEVORRATUNG.

Im Nachrichtenwesen, Fernmelde- und Postdienst kommt den nachstehenden aufgezählten Vorkehrungen besondere Bedeutung zu:

· Fernmeldegrundnetz des Bundesheeres (IFMIN) 

· Ringleitung 

· Informationszentralen Bund bzw. Land 

· Direktleitungen LAWZ zu Behörden, Einsatzorganisationen, etc. 

· Warn- und Alarmsystem 

· diverse Funknetze der Einsatzorganisationen 

· Amateurfunknetz 

· E-Mail / Inter-, Intranet

Als Vorkehrung für Notstandsfälle wurden seitens des Amtes der Kärntner Landesregierung mehrere sachbezogene Katastrophenpläne erarbeitet und verfügt, welche sicherstellen, dass je nach Ereignis rasch die richtigen Maßnahmen getroffen und der Schaden möglichst gering gehalten werden kann. Diese Katastrophenpläne beinhalten einen Rahmenplan, einen Alarmplan und Maßnahmenkataloge. 

1.5 Die LANDESALARM- UND WARNZENTRALE (LAWZ) als Meldekopf für alle Anlässe
Die LAWZ nimmt alle Gefahr- und Notstandsmeldungen entgegen und gibt sie den zuständigen Stellen weiter. Die LAWZ ist weiters unter anderem in der Lage, die Zivilschutz- und Feuerwehrsignale landesweit zentral auszulösen.

	Die LAWZ ist erreichbar:



	Notruf:
	122 bzw. 0463/130

	Tel. Nr.:
	0463/36043

	Telefax Nr.:
	0463/38 22 15

	E-Mail:
	lawz@feuerwehr-ktn.at



Im Anlassfall dient die LAWZ als Meldezentrale für das Landeskrisenmanagement. Die Information der Bevölkerung und Medien erfolgt sodann ebenfalls durch die LAWZ in geeigneter Form (Kontaktnummern werden bekanntgegeben).
1.5.1 Meldeweg
Phase I
· Meldung an LAWZ

· Kontaktaufnahme der LAWZ mit den zuständigen Stellen u.a. Bereitschafts- und Sachverständigendienste, Bezirks- und Gemeindeverwaltungen, Landespolizei​kommando, Militärkommando, etc. - laut Alarmpläne.
Phase II
· Die LAWZ dient der Landesverwaltung Kärnten für Notstandsfälle und dem Landeskrisenmanagement für Krisen- und Katastrophenfälle als Meldezentrale.

· Die BAWZen dienen dem Bezirkskrisenmanagement als Meldezentrale.

· Nach Aktivierung der BAWZen sind die BAWZen die Anlaufstelle für alle Meldungen im Bezirk. Die BAWZen besorgen die Weiterleitung wichtiger Meldungen an die LAWZ.
· Die örtliche Gemeindefeuerwehrzentrale sollte bei Katastrophen die Aufgaben der Meldezentrale übernehmen.

· Durchgaben von Warn- und Alarmmeldungen an den ORF, Studio Kärnten sind für den Bereich des Amtes der Kärntner Landesregierung und nachgeordneten Dienststellen per Dienstanweisung geregelt. Die zuständigen Sachbereichsvertreter werden automatisiert von der LAWZ verständigt.

· Der Zivilschutzalarm (Auslösung LAWZ) und die notwendigen ORF-Durchsagen sind in der LAWZ durch Dienstanweisungen geregelt.

2 
Das Krisenmanagement auf Gemeindeebene
2.1
Alarmplan zur Einberufung des Gemeindekrisenstabes 
Im Normablauf der Krisenbewältigung (siehe Pkt. 1.3) ist grundsätzlich die Bewältigung der Krise durch die Ebene der Gemeinde mit Unterstützung durch die Bereitschafts- und Sachverständigendienste der Bezirkshauptmannschaft und der Abteilung 1 –Landesamts​direktion vorgesehen. Eine Führung des Krisenmanagements durch die Ebene der Gemeinde ist noch nicht erforderlich gewesen.

Ist allerdings eine Einbindung der Gemeindeführung zur Unterstützung erforderlich oder macht die Zahl der eingesetzten Hilfskräfte eine Koordinierung durch einen „Krisenmanager“ notwendig, so wird das Krisenmanagement auf Gemeindeebene aktiviert werden müssen.

Der Alarmplan ist die für alle im Gemeindekrisenmanagement vertretenen Personen verbindliche Regelung zur Aktivierung des Gemeindekrisenstabes.

Die Einberufung des vorgesehenen Personal erfolgt durch den Bürgermeister oder seinen beauftragten Stellvertreter. Der diesbezügliche Alarmplan der Gemeinde ist ständig aktualisierend aufliegend.

Als Sitz des Krisenstabes wird im Regelfall das Gemeindefeuerwehrzentrum (meist auch mit dem Sirenensicherheitspaket – SISIPAK – ausgestattet – Sprachdurchsagen von der LAWZ sind möglich) ausgewählt.

2.2 Der Krisenstab der Gemeinde 

Die grundsätzliche Verantwortung im Krisenmanagement hat der Bürgermeister zu tragen. Damit er aber von organisatorischen Gründen weitestgehend freigespielt werden kann, bedient er sich in der Krisenbewältigung eines kleinen Krisenstabes.








Der Gemeindekrisenstab gliedert sich grundsätzlich in:
· Leiter des Krisenstabes (S3) - Stabsmitglieder (S1, S4)

· Protokollführer (S2) 

· Öffentlichkeitsarbeit/Pressestelle (S5)

· erforderliche Mitglieder 

· Meldesammelstelle/Meldezentrale/Informationsübermittlung (S6)
Der Krisenstab kann je nach Größe des Ereignisses nach Beurteilung des Bürgermeisters gebildet werden. D.h. Stabsfunktionen können zusammengezogen oder nicht besetzt werden.

2.2.1 Aufbauorganisation
2.2.1.1 Der Leiter des Krisenstabes (S3)
Der Leiter des Krisenstabes ist dem Bürgermeister gegenüber für den gesamten Einsatz verantwortlich und hat die Arbeit innerhalb des Krisenstabes zu koordinieren. Unter anderem zählt insbesondere die Erteilung der Einsatzaufträge an alle für die Katastrophenbekämpfung eingesetzten Kräfte zu seinen Aufgaben.

Der Leiter des Krisenstabes ist auch für die Kontrolle der Einsatzdurchführung verantwortlich. 

Je nach Größe des Anlassfalles ist der Krisenstab (S1-S4) zweckentsprechend zu bilden.

2.2.1.2 Der Protokollführer


Dieser hat insbesondere die kontinuierliche Darstellung der aktuellen Lage, auf welche die Einsatzleitung ständig Zugriff hat, sicherzustellen.

2.2.1.3 Öffentlichkeitsarbeit / Pressestelle (S5)

Diese hat die gesamte Öffentlichkeitsarbeit und vor allem die Medienarbeit nach Maßgabe der Anweisungen des Bürgermeister wahrzunehmen. Es kommt insbesondere darauf an, unmittelbar nach Aktivierung des Krisenstabes als erste Ansprechstelle für Medien und sonstige Besucher zur Verfügung zu stehen, um den Fachgruppen eine ungestörte Arbeit zu ermöglichen. Hierbei ist auf eine räumliche Trennung vom Krisenstab/Koordinations​ausschuss, weitere Stabsmitglieder (S1, S3, S4) und Vorsorge der notwendigen Infrastruktur Bedacht zu nehmen (Informationsstelle – Pressezentrum).

Periodische Presseinformationen dienen der Information der Öffentlichkeit und der Dokumentation der von den Einsatzkräften geleisteten Arbeit und erzeugt auch positive Aspekte innerhalb aller Einsatzorganisationen. Die Einrichtung einer Informationsadresse, u.a. E-Mail, Homepage etc. wäre vorzunehmen.

2.2.1.4 Die Mitglieder des Gemeindekrisenstabes
Die Mitglieder des Gemeindekrisenstabes setzen sich aus den erforderlichen, informierten und entscheidungsbefugten Vertretern aller zur Katastrophenbekämpfung eingesetzten Kräfte und sonstige Sachverständige bzw. Fachkräfte zusammen, die als fachliche Berater herangezogen werden oder Weisungen für den Einsatz ihrer Kräfte erhalten.

Die Mitglieder des Gemeindekrisenstabes werden sich im Regelfall durch die Vertreter folgender Behörden und Institutionen zusammensetzen:

· Feuerwehr 

· Rettungsdienste/Sanitätswesen 

· Bergrettung 

· Bundespolizei 

· Bundesheer 

· KELAG 

· HYDRO POWER 

· ÖBB 

· Austria Telekom

· Amtssachverständige 

· Kammern 

· Straßenverwaltung
· etc.

Die Mitglieder des Gemeindekrisenstabes können sowohl ständig in den Stab einbezogen sein, als auch nur fallweise durch den Leiter des Krisenstabes in die Stabsarbeit einbezogen werden. Als Verbindungsorgane zu den Führungszentralen ihrer Organisationen (Bezirksfeuer​wehrkommando, Bundespolizeikommando, Bezirksleitung des Roten Kreuzes, MilKdo, etc.) haben sie ständig Verbindung zu halten und für einen raschen und kontinuierlichen Informationsaustausch zwischen dem Gemeindekrisenstab und den Führungszentralen ihrer Organisationen zu sorgen.

Die Mitglieder des Gemeindekrisenstabes wirken an der Erstellung und Aktualisierung des Katastrophen​lagebildes und der eigenen Lage mit. Sie beraten den Leiter des Gemeindekrisenstabes und setzen die erhaltenen Aufträge des Bürgermeisters über ihre Führungszentralen um.

2.2.1.5 Meldezentrale – Informationsübermittlung

Die Meldezentrale – Informationsübermittlung (S6-Stelle) hat den gesamten Informations​fluss innerhalb des Krisenstabes und eine lückenlose Verbindung zu vorgesetzten und untergebenen Dienststellen (Funk, Telefon, EDV) sicherzustellen. Hierbei wird sie sich im Regelfall der Fernmeldemittel der Feuerwehr bedienen.

2.2.2 Ablauforganisation

2.2.2.1 Räumliche Dislozierung

Diese ist durch den Bürgermeister je nach örtlichen Gegebenheiten festzulegen. Im Regelfall wird sich der Krisenstab jedoch in der Gemeindefeuerwehrzentrale oder in deren unmittelbaren Umgebung ansiedeln.

2.2.2.2 Grundsätze für den Krisenstab

2.2.2.2.1 Allgemeines

Die Arbeit im Gemeindekrisenstab umfasst generell (nach den Grundsätzen des Führungsverfahrens):

1)
die Schaffung eines aktuellen Lagebildes als Ausgangspunkt für die weitere Bearbeitung,
2)
die Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten in den einzelnen Sachgebieten und Aufbereitung eines Entscheidungsvorschlages für den Bezirkshauptmann

3)
Durchführung und Kontrolle der Durchführung

4)
lückenlose Dokumentation der Vorgänge

2.2.2.2.2 Dokumentation

Grundsätzlich gilt, dass die rasche Information und Weisungsgebung nach unten absoluten Vorrang haben. Dennoch ist die formale Behandlung und fortlaufende Dokumentation aller Meldungen/Anordnungen notwendig, wobei sich diese auf das zur Nachweisung des Empfanges, der Weitergabe und des Auslaufes notwendige Minimum zu beschränken hat.

Alle Anweisungen, alle Schriftstücke und alle Meldungen sowie getroffene Entscheidungen und Maßnahmen sind zur lückenlosen Dokumentation im Protokollbuch zu führen.

Jedenfalls muss der lückenlose, nachvollziehbare Einsatzablauf daraus ersichtlich sein.

Diese Vorgangsweise dient dem Schutz des behördlichen Einsatzleiters.
Protokollbuch siehe Anlage (Pkt. 2.5)
Des weiteren ist es unverzichtbar eine Lage-, Schadenskarte und Übersichten der materiellen und personellen Ressourcen zu führen.
2.2.2.2.3 Führungsverfahren

Das Führungsverfahren ist ein festgelegter Vorgang zur Erreichung einer vorgegebenen Zielsetzung (Bewältigung der Krise) und besteht aus:

· Erfassung und Beurteilung der Lage 

· Entschlussfassung 

· Planung der Durchführung 

· Auftragserteilung für entsprechendes Handeln 

· Überwachung, Dokumentation
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Folgende Kriterien sind zur Lagefeststellung zu erfassen:
	· Wer hat den Schaden gemeldet; wie ist der Schadensmelder erreichbar? 

· Wann ist der Schaden eingetreten? 

· Wo ist der Schaden eingetreten? 

· Was ist passiert? 

· Wer ist der Geschädigte? 

· Welche Maßnahmen sind derzeit gesetzt worden und welche sollen noch erfolgen? 

· Wer hat die Einsatzleitung übernommen; wo und wie ist der Einsatzleiter erreichbar? 

· Welche Kräfte und welche Geräte sind im Einsatz?

· Welche Unterstützung soll die übergeordnete Einsatzleitung leisten?




Hinweis: Die Angaben sind auf die Glaubwürdigkeit zu prüfen und Rückfragen selbständig zu tätigen
Die Beurteilung der Katastrophenlage erfolgt sodann unter realistischer Einschätzung aller Möglichkeiten. Die Bewertung unter Einbeziehung der Fachgruppen hat nach folgenden Kriterien zu erfolgen:

· Gefahr für Menschen

· Gefahr für Tiere

· besondere Gefahren

· Folgegefahren

· Sachwerte

Auf Grund der Vorschläge der Fachgruppen entschließt sich der Behördenleiter zu Maßnahmen (Entschluss), von denen mit einem hohen Maße erwartet werden kann (Lagebeurteilung), dass z.B. die Katastrophe abgewehrt und/oder die Gefahr beseitigt wird.

Die eingesetzten Kräfte haben in ihrem Wirkungsbereich die entsprechenden Aufträge umzusetzen (Befehlsgebung).

Die Kontrolle besteht darin, die planmäßige Verwirklichung des gefassten Entschlusses zu überwachen, sowie diesbezüglich festgestellte Mängel an Ort und Stelle zu beheben aber auch ob der gewünschte Entschluss eingetreten ist.

2.2.2.2.4 Lageeinweisung

Die erforderlichen Lageeinweisungen ergeben sich aus dem jeweiligen Anlass oder Bedarf.

2.3 Die Einsatzleitung vor Ort - Koordinierte Führung der Einsatzleiter
Nach Eintritt eines Schadensereignisses wird im Regelfall die jeweils am Ereignisort zuerst eintreffende Einsatzorganisation die ersten Hilfsmaßnahmen einleiten und somit alle auch ihren Bereich überschreitenden Maßnahmen (Erste Hilfeleistung, Absperrmaßnahmen, Brandbe​kämpfung, Lagefeststellung, etc.) setzen müssen. Insbesondere kommt es darauf an, dass dieser Einsatzleiter eine allererste Lagefeststellung vornimmt und allfällige Nachalarmierungen im eigenen Bereich sowie von anderen Einsatzkräften durchführt.

Bei Eintreffen weiterer Einsatzkräfte hat der als erster anwesende Einsatzleiter die nachfolgenden Einsatzleiter anderer Hilfskräfte in das Lagebild einzuweisen und auf Grund seiner Lagebeurteilung den Ersteinsatz der nachfolgenden Hilfskräfte zu veranlassen.

In der weiteren Folge haben die nun anwesenden Einsatzleiter der verschiedenen Einsatzkräfte auf der Basis einer gemeinsamen Lagebeurteilung im Rahmen der koordinierten Führung den koordinierten Einsatz aller Hilfskräfte festzulegen und zu leiten. Entscheidungen sind gemeinsam im Konsens festzulegen und zu tragen, wobei jeder Einsatzleiter der Hilfskräfte seinen eigenen spezifischen Aufgabenbereich zu beurteilen und in die Entscheidungsfindung einzubringen hat.

Die Umsetzung der jeweils festgelegten Maßnahmen erfolgt in den Fachbereichen der einzelnen Hilfskräfte nach deren eigenen Richtlinien und hierarchischen Strukturen.

Der Einsatz von Assistenzkräften des Bundesheeres erfolgt auf Anforderung des Bürgermeisters über die Landesalarm- und Warnzentrale.

2.4 
Das Kriseninterventionsteam

Manche Großschadensereignisse und Katastrophenfälle erfordern bereits am Schadensort Maßnahmen der Einsatzleitung, welche über die bloße Rettung von Menschenleben und Sachgütern hinausgehen.

Zu diesen Maßnahmen gehört auch eine rasch einsetzende psychologische Betreuung von Opfern und deren Angehörigen zur Verhütung von Spätfolgen (posttraumatische Belastungsstörung). Diese Maßnahme hat räumlich und zeitlich von unmittelbaren Sofortmaßnahmen getrennt zu erfolgen. Zur Bewältigung dieser Aufgabe steht der Einsatzleitung ein Kriseninterventionsteam zur Verfügung.

Die eingesetzten Hilfskräfte haben für die psychologische Betreuung ihrer Mitglieder selbst zu sorgen. In Ausnahmefällen können nach Maßgabe der vorhandenen Ressourcen Mitglieder des Kriseninterventionsteams durch den Einsatzleiter in Koordination mit dem RK Kärnten auch den Helfern zugeteilt werden.

2.5 Anlagen
2.5.1 Meldeaufnahmeformular, Stärkeübersicht, 
Einsatztagebuch, Einsatzstellenübersicht 

	SKKM

Staatliches Krisen- und Katastrophenschutzmanagement
	MELDEAUFNAHMEFORMULAR
	SKKM Schulungsformular


	AN
	     
	Datum :                        Uhrzeit:       hh       mm

	VON
	     
	Protokoll Nr. Sender

     
	Protokoll Nr. Empfänger

     

	Tel.:                                                     Fax:                                                   Funk:      
Mobil:                                                  Mail:      


	Betreff

(Einsatzart)
	     

	Einsatzort
	     

	Inhalt 
	     

	     

	     

	     

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


...........................................................




........................................................

Unterschrift des Absenders, Datum/Uhrzeit




Unterschrift des Empfängers, Datum/Uhrzeit

 FORMCHECKBOX 
 alle sofort
 FORMCHECKBOX 
 Landeshauptmann
 FORMCHECKBOX 
 BWZ/EKC


 FORMCHECKBOX 
 EL


 FORMCHECKBOX 
 S6 – Komm.

 FORMCHECKBOX 
 Umlauf
 FORMCHECKBOX 
 Landesrat

 FORMCHECKBOX 
 LAWZ


 FORMCHECKBOX 
 Ltr. StbA

 FORMCHECKBOX 
 MeSaSt

 FORMCHECKBOX 
 Kopie
 FORMCHECKBOX 
 LAD


 FORMCHECKBOX 
 122 BAZ/BNZ

 FORMCHECKBOX 
 S1 - Personal
 FORMCHECKBOX 
 VO Feuerw.

 FORMCHECKBOX 
 Ablage
 FORMCHECKBOX 
 BH…………………
 FORMCHECKBOX 
 133 BLS…………

 FORMCHECKBOX 
 S2 – Lage

 FORMCHECKBOX 
 VO Rettung

 FORMCHECKBOX 
…………….
 FORMCHECKBOX 
 Landespressedienst
 FORMCHECKBOX 
 144 RLS


 FORMCHECKBOX 
 S3 - Einsatz

 FORMCHECKBOX 
 VO LPK

 FORMCHECKBOX 
…………….
 FORMCHECKBOX 
 ORF……………..
 FORMCHECKBOX 
 Sachverständige…………..
 FORMCHECKBOX 
 S4 - Versorgung
 FORMCHECKBOX 
 VO ÖBH

 FORMCHECKBOX 
 sonstige:………………………………
 FORMCHECKBOX 
 Sachverständige …………
 FORMCHECKBOX 
 S5 – Öffentlichkeit
 FORMCHECKBOX 
 VO ÖBRD

	SKKM

Staatliches Krisen- und Katastrophenschutzmanagement
	Stärkeübersicht
	SKKM Schulungsformular



	
	
	
	
	

	Eingesetzte Kräfte (Aufstellung)
	Anzahl
	Mannschaft
	Fahrzeuge
	Anmerkung

	Feuerwehren
	
	
	
	

	FW Sonderdienste
	
	
	
	

	FW KHD/FUB Kräfte
	
	
	
	

	Rettungsdienst – ÖRK
	
	
	
	

	Rettungsdienst – RKHE
	
	
	
	

	Rettungsdienst – ASBÖ
	
	
	
	

	Rettungsdienst – ASBHE
	
	
	
	

	Bergrettung
	
	
	
	

	Rettungshundestaffel - 
	
	
	
	

	Höhlenrettung
	
	
	
	

	Wasserrettung
	
	
	
	

	Bundesheer
	
	
	
	

	Polizei
	
	
	
	

	Team Österreich
	
	
	
	

	Sonstige - 
	
	
	
	


	
	Einsatztagebuch
	Datum   
	 
	
	
	

	
	
	Ereignis/Einsatz   
	 
	
	
	

	
	
	Ort   
	 
	
	
	

	
	
	Blatt-Nr:
	1
	Dienststelle/Einheit   
	 
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	lfd Nr.
	Uhrzeit
	An
	Von
	Inhalt
	Auftrag unter Nr.
	Erledigt unter Nr.
	Kontrolle

	1
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	2
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	4
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	5
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	6
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	7
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	8
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	9
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	10
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 


	SKKM
Staatliches Krisen- und Katastrophenschutzmanagement 
	 EINSATZSTELLENÜBERSICHT
	             SKKM

	
	
	 Schulungsformular



Tag: _________________________
Blatt-Nr.: _____
	Ereignis

Nr.
	Einsatzstelle
	Uhrzeit
	Maßnahmen
	Organisation
 bzw. Kdt.
	zu erledigen
 bis Datum/Uhrzeit
	erledigt um Datum/Uhrzeit

	1
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	2
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	3
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	4
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	5
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	6
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	7
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	8
	
	
	
	
	
	

	9
	
	
	
	
	
	

	10
	
	
	
	
	
	


2.5.2 Checklisten
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	Erl.

	· 
	Einsatzleitung bilden

Feuerwehr (Brandbekämpfung, Bergung und techn. Hilfeleistung)

Polizei (Verkehrsleitung, Sicherheitsdienst)

Rotes Kreuz

Gemeindearzt

Gemeindetierarzt
	

	· 
	je nach Anlassfall, wenn notwendig erweiterte 

Gemeindeeinsatzleitung bilden 
	

	· 
	Information der betroffenen örtlichen Bevölkerung
	

	· 
	Öffentlichkeitsarbeit und Pressebetreuung
	

	· 
	Gegebenenfalls weitere Hilfskräfte anfordern

(siehe EDV-Plan (Kontaktadressen))
	

	· 
	Assistenzleistung des Bundesheeres
	

	· 
	Anforderung Hubschrauber BMI
	

	· 
	wenn notwendig Verbindungsaufbau zu über- und untergeordneten Behörden (Bezirk- oder Landesverwaltungsbehörde, Lagemeldung)
	

	· 
	Weitere überregionale Informationen an die Bevölkerung können von der Einsatzleitung über die LAWZ getätigt werden.
	

	· 
	Dokumentation des Ablaufes des Schadensereignisses und der Entscheidungen in der Einsatzleitung
	

	
	Sonstiges:_________________________________________________
	

	· 
	_________________________________________________________
	

	
	_________________________________________________________
	

	· 
	_________________________________________________________
	

	
	_________________________________________________________
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· Der Bürgermeister ist ermächtigt, alle Sofortmaßnahmen der Katastrophenhilfe anzuordnen.
· Der Bürgermeister ist Einsatzleiter in seinem Bezirk.
· Der Bürgermeister hat je nach Anlassfall einen Einsatzstab zu bilden.
· Der Bürgermeister wird in diesem Einsatzstab/Katastrophenführung durch die Fachkräfte aus dem Gemeindedienst und den verschiedensten Einsatzkräften unterstützt.
Ab Katastrophe
· Die Arbeit des Einsatzstabes wird auf den Gemeindekatastrophenplan gestützt.
· Der Einsatzleiter ist berechtigt alle Liegenschaften und Einrichtungen der Gemeinde, der Gemeindeverbände und des Landes in Anspruch zu nehmen.
· Der Einsatzleiter trifft seine Entscheidungen in der koordinierten Führung unter Berücksichtigung aller im Einsatz stehenden Vertreter der Hilfsorganisationen.
· Einsatzmittel dritter Personen (z.B. Baufirmen) in Anspruch zu nehmen, wenn die sonstigen Mittel zur Bekämpfung bzw. Eindämmung der Katastrophe nicht ausreichen. Ein solcher Einsatz muss besonders genau festgehalten werden.
· Den Zutritt zu gefährdeten Gebieten und zum Einsatzbereich samt Zu- und Abfahrtsmöglichkeiten zu verbieten (dies wird in erster Linie bei Lawinenunglücken und Verkehrskatastrophen notwendig sein).
· Zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Personen die Räumung von Gebäuden zu verfügen (Evakuierung).
· Grundstücke und Gebäude von Privatpersonen für Unterbringungszwecke heranzu​ziehen.
· Jede taugliche Person im Gemeindegebiet zur Hilfeleistung zu ersuchen.
· Das Bundesheer heranzuziehen (wegen besserer Koordination, auch wenn rechtliche Voraussetzungen einer Direktanforderung gegeben sind, über die LAWZ).
· Hubschrauber und Flugzeuge anzufordern (über die LAWZ).
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Hochwasserereignis:
· Lebensrettung (Rotes Kreuz, Feuerwehr, Polizei)
· Sicherung der Verkehrswege durch Straßenmeisterei, Feuerwehr, eventuell Baufirmen
· Absicherung und Ausbesserung von Dämmen bzw. Hochwasserschutzbauten (Amt für Wasserwirtschaft, WLV, Baufirmen)
· Umleitungen (Polizei, Straßenmeisterei, Feuerwehr)
· Evakuierungsmaßnahmen
· Einrichtung einer Informationsstelle
· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung
· Assistenzleistung des Bundesheeres
Erdbeben:
· Rettung, Ärzte, Suchmannschaft, andere Hilfskräfte
· Aufrechterhaltung der Verkehrswege (Sicherung der Infrastruktur)
· Unterbringung Verletzter und Obdachloser
· Trinkwasserversorgung, Verpflegung
· Seuchenvorkehrungen
· Einrichtung einer Informationsstelle
· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung
· Assistenzleistung des Bundesheeres
Flugzeugabsturz, großer Verkehrsunfall (Großschadensereignis):

· Verständigung der Rettung und Ärzte, Feuerwehr
· Logistik u. Kriminalpolizeiliche Aufarbeitung und Ursachenerforschung sowie Absperrmaßnahmen durch Polizei
· Verständigung der Krankenhäuser durch einen Arzt oder der Rettung
· Verständigung des Flughafenbetriebsleiters
· Verständigung der Austro Control Wien
· Erwirkung des Flugverbotes über der Absturzstelle (damit keine Medienhubschrauber „stören“)
· eventuell Hubschraubereinsatz
· Einrichtung einer Informationsstelle
· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung
· Assistenzleistung des Bundesheeres
Lawinenabgänge:
· Anforderung – Suchmannschaft

· Bergrettung, Lawinenhunde, Arzt

· Alpine Einsatzgruppen der Polizei

· Lawinenwarndienst bzw. -kommission (Beurteilung der Situation)

· Rettung, eventuell Hubschrauber anfordern

· Absperrung und Verkehrsregelung

· Einrichtung einer Informationsstelle

· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung

· Assistenzleistung des Bundesheeres

Strahlenschutz:
· Siehe Sanitätskatastrophenplan
Seuchengefahr:

· Siehe Sanitätskatastrophenplan
Brandkatastrophe:

· Lebensrettung
· Anforderung der Rettungsmannschaften
· Erhebung und Absperrung durch Polizei
· Unterstützung der Rettungsmannschaften
· Evakuierungsmaßnahmen
· Einrichtung einer Informationsstelle
· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung
· Assistenzleistung des Bundesheeres
Chemieunfall:
· Lebensrettung

· Verständigung der Feuerwehr, Rettung, Ärzte, Sachverständige

· Großräumige Absperrung und Erhebung durch Polizei

· Information der betroffenen Bevölkerung über Medien (Verhaltensregelungen)

· Evakuierungsmaßnahmen

· Errichtung einer Informationsstelle

· Öffentlichkeitsarbeit – Pressebetreuung

· Assistenzleistung des Bundesheeres

	Checkliste für die Ausstattung und Basismaterial


· Protokollbuch

· Katastrophenaufnahmeformular

· Schreib- und Zeichenmaterial in ausreichendem Umfang

· allgemeine Kanzleiausstattung

· Computer

· Telefon, Funk, Fax etc., IT

· Telefonverzeichnisse

· Karten des möglichen Einsatzraumes (auch digital)

· Spezialkarten und Pläne besonders gefährdeter Objekte und Gebiete (auch digital)

· Sonderalarmpläne

· Übersicht über alle Medien

· Kopierer

· ...........................................

· ...........................................

· ...........................................

· ...........................................

· ...........................................

· ...........................................

	Anlagenteil


Ausarbeitung durch Sanitätsdirektion:

Anlagenteil C 1:

Sanitätskatastrophenplan
Ausarbeitung durch Landesflüchtlingsreferat:

Anlagenteil C 2:
Landesflüchtlingsplan
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I.
RECHTSGRUNDLAGEN

1.
Asylgesetz 1997 in der Fassung 


BGBl. 129/2004 (ab 1.1.2006 Asylgesetz 2005)

2.
Fremdengesetz 1997 in der Fassung


BGBl. I 123/2002 (ab 1.1.2006 Fremdenpolizeigesetz 2005)

3. Fremdengesetz – Durchführungsverordnung in der Fassung#

BGBl. I 364/2002

4. Datenschutzgesetz in der Fassung

BGBl. I 13/2005

5.
Ausländerbeschäftigungsgesetz in der Fassung


BGBl. I 133/2003

6.
Bundesbetreuungsgesetz in der Fassung


BGBl. I 32/2004

7.
Bundesbetreuungsverordnung in der Fassung


BGBl. II 314/2004

8.
Betreuungseinrichtungen – BetreuungsV

BGBl. II 2/2005

9.
EU-Richtlinie 2003/9 vom 27.1.2003 zur Festlegung von 


Mindestnormen für die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedsstaaten

10.
EU-Richtlinie 2003/109 vom 25.11.2003 betreffend die Rechtsstellung der 


langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen

11.
EU-Richtlinie 2003/86 vom 22.9.2003 betreffend das Recht der


Familienzusammenführung

12.
EU-Richtlinie 2001/55 vom 22.7.2001 über Mindestnormen für die Gewährung


vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen


und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen

13.
Übereinkommen über die Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung 


eines in einem Mitgliedsstaat der EU gestellten Asylantrages


BGBl. III 165/1997 in der Fassung „Dublin-VO II“

14.
Grundversorgungsvereinbarung gem. Art. 15a B-VG


(BGBl. I 80/2004)

15.
Meldegesetz


(BGBl. Nr. 9/1992)

16.
Grenzkontrollgesetz


(BGBl. Nr. 423/1969)

17.
Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der persönlichen Freiheit


(BGBl. Nr. 684/1988)

18.
Bundesverfassungsgesetz zur Durchführung des internationalen Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung


(BGBl. Nr. 390/1973)

19.
Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge


(BGBl. Nr. 55/1955)

20.
Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge


(BGBl. Nr. 78/1974)

21.
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten


(BGBl. Nr. 210/1958)

22.
Beschlüsse des Exekutiv-Komitees für das Programm des hohen Flüchtlingskommissärs der Vereinten Nationen


(Das Exekutiv-Komitee wurde 1959 auf der Grundlage des Art. 4 des Status des UNHCR vom Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen eingesetzt.)

II. 
ABLAUFSCHEMA

	EREIGNIS

(Grenzüberschreitung)
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SYMBOL 248 \f "Wingdings"
LANDESDIENST​STELLEN
HILFSORGANI​SATIONEN
SYMBOL 248 \f "Wingdings"
SYMBOL 248 \f "Wingdings"
SYMBOL 247 \f "Wingdings"
VERSORGUNG
SYMBOL 247 \f "Wingdings"
BM FÜR INNERES

BM FÜR

AUSWÄRTIGE Angelegen​heiteN
KOORDINATION
SYMBOL 247 \f "Wingdings"
LANDESFLÜCHTLINGS​REFERAT

bzw.

LAWZ
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BEZIRK

SYMBOL 248 \f "Wingdings"

SYMBOL 248 \f "Wingdings"

SYMBOL 247 \f "Wingdings"
GEMEINDE

SYMBOL 242 \f "Wingdings"
GEMEINDE

BEZIRK

GEMEINDE

GEMEINDE

III. 
Richtlinien Flüchtlingswesen
Anlassfall:

Rechtsgrundlage bildet die EU-Richtlinie des Rates 2001/55 vom 20.7.2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedsstaaten.

Ziel dieser Richtlinie ist es, Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen aus Drittländern, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können, festzulegen und eine ausgewogene Verteilung der Belastungen herbeizuführen.

Unter „Massenzustrom“ versteht man eine große Anzahl von Vertriebenen, die aus einem bestimmten Land oder einem bestimmten Gebiet kommen, unabhängig davon, ob der Zustrom in die Gemeinschaft spontan erfolgte oder beispielsweise durch ein Evakuierungsprogramm unterstützt wurde.

Das Bestehen eines „Massenzustroms“ von Vertriebenen wird durch einen Beschluss des Rates festgestellt.

Diesen Personen wird gem. § 29 FrG ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht zuerkannt.

Im Falle einer Massenfluchtbewegung gelten die Bestimmungen der Grundversorgungs​vereinbarung gem. Art. 15a B-VG. Die Befriedigung der Grundbedürfnisse darf nicht gefährdet sein, auf Art. 8 EMRK ist Bedacht zu nehmen.


Sollte keine Zuweisung der Vertriebenen durch das Landesflüchtlingsreferat erfolgen, hat bei Eintreffen der Vertriebenen die unverzügliche Verständigung des Landesflüchtlings​referates zu erfolgen (direkt bzw. über LAWZ). Weitere Anweisungen erfolgen über das Landesflüchtlingsreferat.


Bei Eintreffen der Vertriebenen in der Gemeinde, sind diese in einer Auffangstelle zu sammeln.


Die Auffang- bzw. Informationsstellen sind zu gegebener Zeit durch die vorbereiteten, bei der Bezirksverwaltungsbehörde aufliegenden Schilder, zu kennzeichnen. Die Schilder sind bei der Bezirksverwaltungsbehörde abzuholen.


Auffang- und Sammellager sind durch den Bürgermeister im Einvernehmen mit dem Landesflüchtlingsreferat unter Einbeziehung der Bezirksverwaltungsbehörde einzu​richten.

Organisationsschema:

	Ereignis 

Grenzüberschreitung
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	AUFFANGSTELLE
verantwortlich: Bürgermeister

AUFGABEN:

Sammeln und ev. Erste Hilfe leisten; 

unverzüglicher Abtransport

	
	

	SYMBOL 196 \f "Wingdings"
Transport

verantwortlich: Bürgermeister

Transportraum

verantwortlich: Bezirksverwaltungsbehörde


	AUFFANGLAGER
verantwortlich:

Bürgermeister

AUFGABEN:

Unterbringung für maximal 2 Tage, Ersterfassung, Sicherstellung von Grundbedürfnissen
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Transport

verantwortlich: Bürgermeister

Transportraum

verantwortlich: Bezirksverwaltungsbehörde


	SAMMELLAGER
verantwortlich:

Bezirksverwaltungsbehörde

AUFGABEN:

Unbegrenzte Beherbergung

Umfangreiche Betreuung

Detailerfassung




IV. 
GRUNDSÄTZE

Die Vertriebenen sind in Auffangstellen zu sammeln, bei Bedarf einer ärztlichen Erstversorgung zuzuführen und unverzüglich in die Auffanglager zu überstellen.


Der Sicherungs- und Überwachungsdienst der Vertriebenen in den Auffangstellen, Auffang- und Sammellagern obliegt ausschließlich der Exekutive – allenfalls unter Assistenz militärischer Kräfte.


Die sanitätsmäßige Erstversorgung in den Auffangstellen ist in Absprache mit dem in der Gemeindeeinsatzleitung beauftragten Arzt durchzuführen. Alle sanitätsdienstlichen Maßnahmen in den Auffang- und Sammellagern haben in Koordination mit dem Amtsarzt und in weiterer Folge mit der Landessanitätsdirektion zu erfolgen (siehe Gemeinde- bzw. Bezirkskatastrophensanitätsplan).


Mitgeführte Tiere sind unter Einbeziehung des zuständigen Amtstierarztes zu versorgen.


Der Verantwortliche für die Auffangstellen ist der Bürgermeister.


Auffangstellen sind mit mehrsprachigen Hinweistafeln und Wegweisern zu kennzeichnen (Bezug über die Bezirksverwaltungsbehörden). 


Auffang- und Sammellager werden durch das Land eingerichtet. Kommunalver​waltungen und Bezirksverwaltungsbehörden werden benachrichtigt.


Die Führung und Aufsicht der Auffanglager obliegt jener Gemeinde, in welcher sich das Auffanglager befindet. Die Gemeinde hat einen geeigneten Bediensteten mit dieser Aufgabe zu betrauen, soferne diese Tätigkeit nicht von Bediensteten des Betreuungs​stabes des Landesflüchtlingsreferates wahrgenommen werden.


Der Abtransport der Flüchtlinge von den Auffangstellen in die Auffanglager und von diesen in die Sammellager hat durch den jeweils Verantwortlichen (Bürgermeister) in Koordination mit der Bezirksverwaltungsbehörde und dem Landesflüchtlingsreferat zu erfolgen. Allfällig notwendiger Transportraum ist bei der Bezirksverwaltungsbehörde anzufordern.


Die namentliche Erfassung der Flüchtlinge im Auffanglager hat nach Anweisung des Landesflüchtlingsreferates zu erfolgen. Die Daten sind gemäß den Bestimmungen über die Grundversorgungsvereinbarung nach Art. 15a B-VG zu erfassen und werden via BMI-Portal weitergegeben.


Der Aufenthalt der Vertriebenen in den Auffanglagern soll grundsätzlich höchstens zwei Tage betragen. Der laufende Abtransport in die Sammellager muss gewährleistet sein.


Die Grundbedürfnisse der Vertriebenen in den Auffanglagern sind sicherzustellen, die Versorgung der Vertriebenen in den Auffang- und Sammellagern mit den notwendigen Bedarfsgütern bzw. allfälliger finanzieller Zuwendungen obliegt dem Landes​flüchtlingsreferat im Rahmen der Grundversorgungsvereinbarung.


Die durch das Landesflüchtlingsreferat zu koordinierende Betreuung der Flüchtlinge in den Sammellagern ist sicherzustellen. Eine Lagerordnung ist zu erstellen. Der Betreuungsdienst ist primär aus karitativen Einrichtungen gemeinsam mit landeseigenen Einrichtungen unter Mitwirkung der Flüchtlinge einzurichten. 


Die Führung und Verwaltung der Sammellager obliegt jener Bezirksverwaltungsbehörde, in welcher sich das Sammellager befindet. Die Bezirksverwaltungsbehörden haben geeignete Bedienstete mit dieser Aufgabe zu betrauen,  soferne diese Tätigkeit nicht von Bediensteten des Betreuungsstabes des Landesflüchtlingsreferates wahrgenommen werden.


Eine EDV-mäßige Erfassung der Flüchtlinge in den Sammellagern hat nach Anweisung des Landesflüchtlingsreferates gemäß der Grundversorgungsvereinbarung zu erfolgen.


Der Aufenthalt der Flüchtlinge in den Sammellagern ist unbegrenzt.


Die Öffentlichkeitsarbeit wird ausschließlich vom Landesflüchtlingsreferat, koordiniert mit den politisch Verantwortlichen, vorgenommen werden.


Alle erforderlichen Daten sind im Gemeinde-EDV-Katastrophenplan ersichtlich.

V. 
Definitionen

Auffang-Informationsstellen:


Als Auffangstellen kommen folgende Objekte in Betracht:



Gemeindeämter



Polizeiinspektionen

Auffanglager:


Als Auffanglager kommen Objekte in Betracht, bei denen bis maximal 50 Flüchtlinge versorgt werden können. Die hygienischen Einrichtungen sollen den gesetzlichen Standard erfüllen. Des weiteren sollen auch ausreichende Kommunikations-möglichkeiten vorhanden sein.


Mögliche Objekte:



Schulen



Sport- und Turnhallen



Kulturhäuser



sonstige hiefür geeignete öffentliche Gebäude

Sammellager:


Als Sammellager kommen nur jene Objekte in Betracht in denen mehr als 50 Flüchtlinge über einen längeren Zeitraum untergebracht werden können. Eine Zubereitung der Verpflegung im Quartier sowie ausreichende sanitäre Einrichtungen müssen gegeben sein. Des weiteren müssen auch ausreichende Kommunikations​möglichkeiten vorhanden sein.


Mögliche Objekte:


Erholungs-, Kinder- und Jugendheime


Lehrlings- und Studentenheime


Pensionen


Gasthäuser


Hotels

Transportdienst:


Für notwendigen Transportraum ist das Einvernehmen mit dem Landesflüchtlingsreferat herzustellen, wobei folgende Möglichkeiten in Betracht kommen:


Eigene Kraftfahrzeuge der Flüchtlinge
gemeindeeigene-, landeseigene- und bundeseigene Kraftfahrzeuge
Transportraum aus der Privatwirtschaft (Reiseunternehmen)
Bundesbahn, allenfalls Sonderzüge

VI.
KONTAKTSTELLEN:

A)
FLÜCHTLINGSREFERAT:

Anschrift:

Flüchtlingsreferat für Kärnten

Völkermarkter Ring 21

9010 Klagenfurt

Flüchtlingsbeauftragter des Landes:

Gernot STEINER

Tel.:

05 0536-64171

mobil:

0664 80 536 64171

Fax:

05 0536-64700

e-mail:

gernot.steiner@ktn.gv.at
Stellvertreter:

Mag. Anneliese WALDER-DROLLE

Tel.:

05 0536-64701

mobil:

0664 6202 379

Fax:

05 0536-64700

e-mail:

anneliese.walder-drolle@ktn.gv.at
Mitarbeiter:

Sandra SCHWINGER-HORNBANGER, Dw. 64702

Sabine KORNBRAT, Dw 64702

Monika EGGER, Dw. 64702

Verrechnung:

Ute ANTONITSCH, Dw. 64708

Gabriele ROTH, Dw. 64709

Dolmetschdienst:

Tel.:

05 0536-64701

mobil:

0664 6202 379

Fax:

05 0536-64700

B) LANDESALARM- UND WARNZENTRALE:

Anschrift:

Roseneggerstraße Nr. 20

9024 Klagenfurt

Notruf:

122, 130

Tel.:

(0463) 36043

Fax:

(0463)
38 22 15

II.
EDV-DATENBANKEN

	1. ALARMPLAN DER GEMEINDEVERWALTUNG
Ist durch die Gemeindeverwaltung selbst zu erstellen, wobei auf Datenmaterial der Katastrophenschutzressourcendatenbank hingewiesen wird.


	2.
KATASTROPHENSCHUTZRESSOURCENDATENBANK


Datenstruktur – Ausfüllhilfe



Erläuterungen:

	
1.
Gemeindeeinsatzleitung 

· Bürgermeister, 

· Leiter des Krisenstabes (S3), Lageführer(S2), 

· weitere Stabsmitglieder (S1, S4), Öffentlichkeitsarbeit / Pressestelle (S5), Meldestelle (S6)

· Mitglieder:

Feuerwehr, Bundespolizei, Rettung, Bundesheer, Bergrettung, Wasserrettung, Höhlenrettung, Fachkräfte aus dem behördlichen und privaten Bereich wie Bestattungs-, Energie- und Fernmelde​wesen, Forstwesen, Hoch- und Tiefbau, Veterinärmediziner, Ärzte, Strahlen​schutz, Verkehr und Transport, Wasser​rettung, Wasserwirtschaft, Wildbach- und Lawinenverbauung
	Geeignete und nominierte Personen sollen laut Aufgabenzuweisung des Rahmenplanes Pkt. 2.2.1 eingetragen werden.

(Das Fettgedruckte ist unbedingt auszufüllen!)

Falls zur Verfügung stehen max. drei Personen eintragen.

	
2.
Gefahrenquellen

· Hochwasser

· Muren

· Flutwellen

· Industriebetriebe

· Industriebetriebe/SEVESO II

(siehe www.sicherheit.ktn.gv.at)

· Lawinen

· Sonstige Gefahrenquellen


	Der Gefahrenzonenplan der Wildbach- und Lawinenverbauung ist heranzuziehen und es ist zu beurteilen, ob Menschen in den ausgewiesenen roten bzw. gelben Zonen Gefahren ausgesetzt sind.

Alarmierungsmöglichkeit ist zu berücksichtigen.

Industriebetriebe die für die Gemeinde eine Gefährdung darstellen aber nicht Betriebe laut Störfallverordnung sind anzugeben.

Die örtlichen Lawinenkommissionen sind einzutragen, ebenso die durch Lawinen gefährdeten Gebiete.

Unter anderem Gasleitungen, Großlager etc. sind anzuführen (keine Tankstellen).

	(
Gemeindeeinrichtungen 

· Bevölkerung

· Militärische Einrichtungen

· Öffentliche Gebäude
	Sämtliche sich im Eigentum öffentlicher Stellen befindliche Gebäude, z.B. Schulen, Veranstaltungssäle etc. sind einzutragen.

	(
Sonstige Unterkunftsmöglichkeiten:

· Hotels

· Pensionen

· Private Heime

· 
	Unterkunftsmöglichkeiten mit Verpflegungs​möglichkeiten (max. 10 Personen) sind zu nennen, wobei auch der Kostenfaktor zu berücksichtigen ist.

	(
Sanitätseinrichtungen 
· Apotheken 
· Drogengroßhandel
· Impflokale 
· Pharmazeutische Betriebe / Dispositeure 
· Rettung Ortsstellen 
· Sanitätshilfsstellen 
· Sauerstoffabfüllanlagen 
· Strahlenmedizinische Notfall- und DEKO-Station 


	Öffentliche Apotheken oder Hausapotheken

Impflokale sind Gebäude welche sich im öffentlichen Eigentum befinden und in welchen sich ein Einbahnsystem zum Durchschleusen von Menschen eignet. z. B. Schulen, Ballspielhallen usw.

Für Sanitätshilfsstellen und Strahlen​medizinische Notfall- u. DEKO-Station eignen sich Schulen mit Turnsaal und Duschen.

Ein ebenerdiger Zugang sollte möglich sein.

	(
Sanitätspersonal 
· Fachärzte 
· Nichtärztliches Personal 
· Ärzte für Allgemeinmedizin 
· Praktische Ärzte
	Nichtärztliches Personal sind Personen die einen medizinischen Hilfsdienst aktiv ausüben.

z. B. Altenpflege, Krankenbetreuung, usw.

	(
Versorgungseinrichtungen der Gemeinde 

· Energieversorgung 

· Lebensmittelversorgung und Lebensmittelerzeugung 

· Futtermittelversorgung und Futtermittelerzeugung 

· Großküchen 

· Behelfsküchen

· Transportfirmen

· Entsorgungsfirmen


	Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen, Transport-, Erzeugungs- und sonstige Unternehmen im Gemeindegebiet sind unter Angaben der Kapazitäten wie Transportraum, Portionen pro Tag etc. anzuführen

	· Futtermittelversorgung und –erzeugung
	Sämtliche Landwirtschaftliche Genossenschaften und Erzeugungsbetriebe sind anzuführen.

	· Groß- und Behelfsküchen
	Großküchen bzw. Behelfsküchen unter Angabe der Leistung nach Portionen pro Tag sind anzuführen.

	· Lebensmittelversorgung und –erzeuger
	Sämtliche Lebensmittelversorgungsbetriebe und Erzeugungsbetriebe sind anzuführen.

	· Personentransportfirmen
	Alle Personentransportunternehmen unter Anführung der Transportkapazität (Kopfzahl) ist anzugeben.

	· Transport- und Entsorgungsfirmen
	Transport- und Entsorgungsfirmen unter Anführung der Groß-LKW’s und Bagger sind gemäß Leistung nach Tonnen Transportkapazität anzugeben.

	· (
Veterinärwesen 
· Schlachthöfe

· Tierkörperentsorgung

· Veterinärmediziner


	Sind gemeindeweise anzuführen.

Erreichbarkeit der nächsten Tierkörperentsorgungsstelle ist anzuführen.

Erreichbarkeitsdaten


	(
Wasserversorgung 
	Die in der Gemeinde zuständige Ansprechperson für die Wasserversorgung.


Von der Bezirkshauptmannschaft sind folgende Ressourcen (zusätzlich) auszufüllen und zu warten:
	(
Bezirkskoordinationsausschuss 
· Bezirkshauptmann (Stv.)

· Bezirksfeuerwehrkommandant (Stv.)

· Bezirkspolizeikommandant (Stv.)

· Bezirksrettungskommandant (Stv.)

· Verbindungsoffizier des Bundesheeres

· Allfällig durch den Bezirkshauptmann einzuberufende Fachleute aus den Fachgruppen
	

	(
Bezirkskrisenstab 
· Bezirkshauptmann, 

· Leiter des Krisenstabes (S3),

· Lageführer (S2), 

· weitere Stabsmitglieder (S1, S4),

· Öffentlichkeitsarbeit / Pressestelle (S5), 

· Meldezentrale (S6)

· Mitglieder 

Feuerwehr (inkl. S6 – Verbindung), Polizei, Rettung, Bundesheer, Bergrettung, Wasserrettung, Höhlenrettung, Fachkräfte aus dem behördlichen und privaten Bereich wie Bestattungs-, Energie- und Fernmeldewesen, Forstwesen, Hoch- und Tiefbau, Veterinärmediziner, Ärzte, Strahlenschutz, Verkehr und Transport, Wasserrettung, Wasserwirtschaft, Wildbach- und Lawinenverbauung, Lawinenwarndienst, Amtsarzt, Amtstierarzt, Wasserwirtschaft, Austria Telekom, HYDRO POWER, KELAG, ÖBB, Straßenverwaltung, Kammern 


	

	(
Fachleute Bezirk
· Amtsarzt

· Amtstierarzt

· Energie- und Fernmeldewesen

· Forstwesen

· Hoch- und Tiefbau

· Verkehr und Transport

· Veterinärmediziner

· Wasserwirtschaft

· Wildbach- und Lawinenverbau
	


	· Leiter des Krisenstabes (S3)


Personal
	

	· Lageführer [Bundespolizei] (S2)

Personal
	

	· weitere Stabsmitglieder (S1, S4)

Personal
	

	· Öffentlichkeitsarbeit – Pressestelle (S5)

Personal
	

	· Meldestelle (S6)

Personal
	

	(
Fachgruppe/Bezirk
· Austria Telekom

· Bergrettung

· HYDRO POWER

· KELAG

· ÖBB
	

	(
Zusätzliche Sanitätsinformationen auf Bezirks- und Landesebene 
· Amtsarzt

· Desinfektoren 

· Jugendfürsorgeärzte 

· Personal

· Strahlenfrühwarnsystem

· Strahlenspürtrupps 

· Strahlenmessgeräte 

· Problemsammelstellen 

· Seuchenalarmplan 


	Hilfspersonal des Gesundheitsamtes

	(
Trinkwasserversorgung
	Die zuständige Ansprechperson für die Wasserversorgungsangelegenheiten in der BH.


(
Von der Ebene Land sind folgende Ressourcen (zusätzlich) auszufüllen und zu warten: 

Leitstelle der jeweiligen Einsatzkraft

	Landesalarm- und Warnzentrale
	Bereitschaftsdienste und Sachverständige des Landes

	Leitstelle des Landespolizeikommandos
	

	Militärkommando 
	

	Rotes Kreuz
	

	Bereitschaftsdienst – Sicherheitsdirektion
	


	3.  KATASTROPHENSCHUTZRESSOURCENDATENBANK – HANDBUCH
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	III. ANHANG    RECHTLICHE GRUNDLAGEN

A u s z ü g e


Katastrophenschutz 
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Auftragserteilung









































Bürgermeister/ beauftragter Vertreter





Protokollführer


(S2)





Leiter des Krisenstabes (S3)





Öffentlichkeitsarbeit – Pressestelle (S5)











Melde-zentrale


(S6)





Stabsmitglieder 


(S1, S4)

















M I T G L I E D E R





Unter anderem:


Feuerwehr (inkl. S6 – Verbindung), Polizei, Rettung, Bundesheer, Bergrettung, Wasserrettung, Höhlenrettung, Fachkräfte aus dem behördlichen und privaten Bereich








